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halliſcher Bezirksparteitag.
Hakke (Saale), 18. Februar.

Der geſtrige halliſche Bezirkstag der Sozialdemokratie ſollte ein
Wablvorbereitungstag ſein. Dazu war in erſter Linie
nötig, die beſtehenden Differenzen innerhalb der Organiſation
nach Möglichkeit auszugleichen. Bei objektiver Betrachtung der
Dinge muß von allen Seiten anerkannt werden, daß das im all
gemeinen gelungen iſt. Parteien ohne taktiſche Differenzen gibt
es nun einmal nicht. Der an anderer Stelle dieſes Blattes ver
öffentlichte Bericht über die Kandidatenaufſtellung bei den Demo-
kraten in Berlin iſt ein ſehr beweiskräftiges Beiſpiel für unſere
Behauptung. Das Weſentliche bleibt immer, daß die beſtehenden
taktiſchen Differenzen kein Hemmſchuh für die organiſatoriſche
Entwicklung und keine Unterbindung der Schlagkraft der Partei
ſind. Wir glauben, nach reiflicher Prüfung der Lage annehmen
zu dürfen, daß der geſtrige Bezirksparteitog dem kommenden Auf
ſtieg der Partei auch in unſerem Bezirk die Wege geöffnet und
manche Schranke niedergeriſſen hat, die bisher hemmend vor uns
aufgerichtet war.

Wir hatten bereits in unſerem Begrüßungsartikel an die Delke-
gierten des Parteitazes einleitend darauf hingewieſen, daß der
Preſſekonflikt durch die Entſcheidung der in Frage kommen
den Unterbezirke erledigt ſei und der Bezirksparteitag ſich infolge
deſſen ganz den Aufgaben der Zukunft widmen könne. Das iſt
denn auch geſchehen. Jm Mittelpunkt der Konferenz ſtanden die
Referate der Genoſſin Tony Sender und des Genoſſen Prof.
Dr. Waxentig. Die Referentin ging anklagend gegen die Partei
vor, der Korreferent verteidigte die Organiſation. Die Referentin
glaubt, daß im Rahmen des Nationalen nicht alle Möglichkeiten
für eine Beſſerung der Lage des Proletariats ausgeſchöpft worden
ſind, der Korreferent iſt der Auffaſſung, daß die Parteioppoſition
es an Jnternationalität des wirtſchaftlichen Denkens fehlen
läßt und ſomit die Hemmungen überſieht, die gegenwärtig der
Wirkſamkeit der Sozialdemokratiſchen Partei bereitet werden.
Dort der prophetiſche Optimismus, hier die wiſſenſchaftliche
Skepſis. Tony Sender iſt der Meinung, daß nach dem Rathenau
Mord der Sozialismus bei Neuwahlen mit einem großen Sieg
abgeſchnitten und daß die Arbeiterſchaft alles getan hätte, wozu
ſie von ihren Führern aufgerufen worden wäre. Dr. Waentig
malt das Menetekel der furchtbaren Niederlagen des franzöſiſchen

Proletariats im vorigen Jahrhundert und warnt vor siner leicht
ſinrigen Ueberſchätzung der eigenen Kräfte, um die Arbeiterſchaft
vor der völligen organiſatoriſchen Vernichtung zu bewahren.
Zwei Welten im Rahmen einer Weltanſchauung!

Jn der Diskuſſion kamen bei de Auffaſſungen zum Ausdruck.
Schließlich wurde eine Reſolukion angenommen, die von der
Parteileitung und der Reichstagsfraktion die Befolgung einer
Politik „der Sammlung der Kräfte auf dem Boden des Klaſſen
kampfes“ fordert. Der Vertreter des Pavteivorſtandes Genoſſe
Ludwig (Berlin) konnte mit Recht betonen, daß, nachdem der
Bezirksrorſtand noch im Dezember vorigen Jahres der Partei
leitung und der Reichstagsfraktion ſchärfſtes Mißtrauen aus
geſprochen und ihnen die Schuld zugeſchoben hatte, daß Hundert
tauſende von Arbeitern dem Elend überliefert werden, die heutige
Entſchließung immerhin einen Fortſchritt auf dem Wege der Ver
ſtändigung und Klärung innerhalb der Partei bedeutet. Jin
übrigen ſeien nicht die Reſolutionen, ſondern die prakti-
fche Arbeit das Entſcheidende.

Der zweite Teil des Bezirksparteitogs. war denn aurh der
praktiſchen Arbeit gewidmet. Die Aufſtellung der Reichs
tagskandidaten ging nach Ueberwindung einiger Differenzen ſo
vor ſich, daß die beiden taktiſchen Richtungen Berückſichtigung
fanden. Die Liſte Kunert- Krüger iſt der beſte Ausdruck
dafür. Die Beratung der Gemeindewahlen wurde ſchließlich wegen
vorgerückter Zeit von der Tagesordnung abgeſetzt. Mit dem Ge
löbnis, unbeſchadet der Einſtellung der Parteigenoſſen in taktiſchen
Einzelfragen treu und hingebungsvoll der Organiſation zu dienen,
damit der kommende Wahltag ein GEhrentag für die Sozial
demokratie auch in unſerem Begirk wird, wurde der Bezirkspartei
tag geſchloſſen. Das Gelobnis Fang in folgende einſtinunig ange
nomnerene Reſolution aus:

Der Bezirksparteitag Halle Merſeburg fordert unbeſchedet der
Stellung der einzelnen Parteigenoſſen zur Geſamtpolitik die
Genoſſen des Bezirks zu hingebungsvoller Arbeit an der Partei
auf, damit die VSPD. in den kommenden Wabhlſchlachten mit
Ehren beſteht.

Die Tage der Dizskuſſion ſind vorüber.
Kampf beginnt! Schließt die Reihen!

Der

Brandenburg feſt zur Partei.
Oertrauensvotum für die Parteileitung mit 120 gegen 2 Stimmen.

Der Brandenburger Bezirksparteitag der VSPD. nahm am
Sonntag nach einem Referat des Genoſſen Wel s und einer aus

jebigen Debatte mit 120 gegen 2 Stimmen eine Entſchließung an,
ie dem Parteivorſtand und der Reichstagsfraktion das Vertrauen

ausſpricht. Jn der Entſchließung werden die Parteigenoſſen u. a.
aufgefordert, im Hinblick auf die ſchickſalsſchwere Bedeutung der
kommenden Reichstagswahlen ſämtliche Meinungsver-ſchiedenheiten zurückzuſtellen und die Politik der So-
ialdemokratie gegen alle Gegner von rechts und links zu vertreten.
n ſeinem Sechlußwort kennzeichnete Genoſſe Wels das Treiben

der Kommuniſten und ihre Phraſe von der Einheits-
ront an der Hand eines aufgefundenen ſtrategiſchena tſchplanes, in dem u. a. unterſchieden wird zwi chen den

Perſonen, die im Fall eines Putſches ſofort zu erledigen, und
denen, die in Schutzhaft zu nehmen ſind. Zu den erſteren ehören
ſämtliche Führer der Sozialdemokratie im „Bezirk. Der deutſch
nationale an dergeriggte anker und en eehtsprüſdent
ollen hingegen nur in Schutzhaft genommen werden.Die men re nan ſelig für die Reichstagswahl

hatte flogendes Ergebnis: Für den Wahlkreis Potsdam wurden
als Spitzenkandidaten aufgeſtellt: 1. Wiſſel, 2. Breitſcheid,
3. Juchac z. Für den Wahlkreis Frankfurt (Oder): 1. Wels,
2. Schumann, 8. Giebel. Für den bisherigen Vorſitzenden
der Brandenburger Bezirksorganiſation S do w, der wegen hohen
Alters ſcheidet, wurde Genoſſe Stahl (Spandau) gewählt.

Kandidaten- Aufſtellung bei den
Demokraten.

i äckiger Kampf tobt unter den Demokraten Berlins umr re o enkandidates für die Reichs
igheri treter der Großinduſtrielle v. Sie men s. Gegen

n Oppoſition, die Siemens vorwirft, zu r
der Vertreter privatkapitaliſtiſcher Jntereſſen und vor allem der

tinnes, mit dem er im Rhein-Elbeſchäftliche Vertreter von Stin e e e an

r rfli iſche Partei ſei es untragbar, dieeſſen. Für eine wirklich demokratiſch die Staatsauto

W der AnProf l treter des linken Flüge Demokravor. ver dte W ukrerſſehe Partei der Reichshauptſtadt iſt ſchon
ſo ſtark in den Fängen des Großkapitalizmus, daß die S

nde wurde
das Wortſ ewa4 ltigt wurde.in der Minderkeit lieb und regelrecht verg Rednern der

reits eineinhalb Stunden vor Polizeiſtu
Oppoſition durch Schluß der

Vorgeſchlagen war dem Parteitag von der Parteileitung

Herr v. Siemens erhielt 136, Prof. Bonn nur 89 Stimmen. Ab
ehnt wurde ſogar ein Antrag, die beiden Kandidaten auf dem

arteitag ſprechen zu laſſen, ebenſo eine Prüfung der Delegierten
mandate. Die Gegner von Siemens erhoben deshalb gegen deſſen
Aufſtellung Protokollgriſch Proteſt. Die Aufſtellung des Herrn
v. Siemens dürfe alſo noch nicht endgültig ſein.

Sächſiſcher Proteſt gegen die Aufhebung
des Belagerungszu tandes.

Mit kowmuniltiſcher Unterſtützung
Dresden, 18. Februar. (Eig. Drahsbericht.)

Jn Sachſen ſt ein Proteſtſturm gegen die Aufhebung des
Belagerungszuſtand es Der Verband Sächſiſcher Jnduſtrieller, der Sächſiſche Landbund. die Landtagsfraktion
der Deutſchen Volkspartei, der Landesausſchuß der Deutſchnativ
nalen Volkspartei, der Landesausſchuß für das ſächſiſche Handwerk
und andere Grüppchen haben gegen die Aufhebung des Belagerungs-
zuſtandes bei der Reichsregierung Einſpruch erhoben. Es wirdinsbeſondere geltend t, bat die Umbildung der fächſiſchen
Landespolizei noch nicht vollendet und damit eine ausveichende
Sicherheit beſonders für die kleinen Orte des Landes noch nicht

ewährleiſtet ſei. Infolgedeſſen wird auch von bürgerlicher Seiteſie Anſchauung vertreten, daß es noch keineswegs feſtſteht, daß

der Belagerungszuſtand auch für Sachſen ſchon zum 1. März auf
gehoben wird. Die Kommuniſten haben ſich, wie die

Kundgebungen aus dem Lande ergeben redlich Mühe gegeben, den
Freunden des Ausnahmezuſtandes Material zu liefern. Die Tat-
ſache, daß die Kreiſe, die von der Aufhebung des Ausnahme-
zuſtandes nichts wiſſen wollen, die Möglichkeit haben, auf Ruh
ſtörungen in Sachſen zu verweiſen, zeigt, wie gefährlich das ſkrupel
loſe Treiben der kommuniſtiſchen Unruheſtifter für die Arbeiter

ſchaft iſt hDer Regierungskommiſſar beim Wehrkreishommanda IV Reichs
t eordneter Meier hat auf Grund der Preſſemeldungen, daß
der Belagerungszuſtand am 1. März aufgehoben wird, an den
Reichswehrminiſter ein Schreiben gerichtet, in dem er erſucht, ihn
im Loeufe dieſes Monats von ſeinem Poſten, den er in nchezu
fünfmonatiger Tätigkeit unter den ſchwierigſten Verhältniſſen inne

hatte, zu entheben. e
Ein ſchweizeriſcher Volksentſcheid.

Bern, 18. Februar. (WTB.)
i de i Volksabſtimmung wurde der neue Artikel 41de See e unter gewiſſen Vorausſetzungen eine Aus

dehnung der Arbeitswoche auf 54 Stunden vorſieht, mit beträchtliner Mehrheit ab gelebt
eine Volksabſtimmimg in Deittſch
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Der Rreditplan der
Sachverſtändigenaus chüſſe.
Die Sachverftändigenausſchüſſe, die m 19. Februar ihre Tätig-

keit in Paris wiederaufnehmen werden, ſind auf Grund ihrer
Unterſurharngen in Berlin zu der Auffaſſung gelangt, daß Deutſch
land ein Moratorium bewilligt werden und das Reich wieder
in den Beſitz ſeiner wirtſchaftlichen und politiſchen Souverän i
t ä t kommen muß, wenn es den Anforderungen ſeiner Repara-
tionsgläubiger genügen ſoll. Natürlich iſt aber die Atempauſe für
Deutſchland nur mit Einwilligung Frankreichs mög-
lich, deſſen Ein verſtändnis die Sackwerſtändigen durch eine ſo
fortige größere Barzuwendung zu erhalten gedenken,
wobei Vorausſetzung iſt, daß der Hauptglänbiger Dentſchlands auf
ſeine Pfänderpolitik im Ruhrgebiet verzichtet. Die nötigen Mittel
zur Ausführung dieſes Planes ſollen durch allgemeine Kre-
dite aufgebracht werden. Die Experten greifen hierbei auf die
deutſche Reichseiſenbahn zurück, die als ſelbſtändige
Reichseiſenbahn- Geſellſchaft Obligationen in Höhe von 10 Gold-
milliarden ausgeben ſoll. (1) Die Umwandlung der Reichseiſen-
bahn in ein ſelbſtändiges Unternehmen, die ſich unter der Leitung
Oeſers auf Grund der Verordnung vom 12. Februar 1924 ſoeben
vollzieht, liegt alſo auf der Linie der Sachverſtändigenpläne.
Nach Auffaſſung der Experten ſoll den Käufern der von ber Reichs
eiſenbahn- Geſellſchaft herausgegebenen Obligationen ein Auf-
fichtsrecht auf die Bahn zugeſtanden werden, das ſich aber nur auf
die Frage der Rentabilität der Geſchäftsführung und des Betriebes
erſtreckt. (1)

Die erſten 5 Goldmilliarden auf die Obligationen der Reichs
eiſenbahn ſollen an Frankreich fallen, Ueber zeichnungen
aber der deutſchen Sanierung zugute kommen. Die eigentkiche
Reparationsſchuld. gedenkt man in Raten zu tilgen, und zwar
nehmen die Experten an, daß für die Abtragung durch Annuitäten
mehr als 60 Jahre nötig ſein werden. Die Annüitäten ſelbſt be
ginnen mit mäßigen Raten, da der Zinſendienſt für die Gold
anleihe vorangeht. Erſt ſpäter ſollen ſie bis höchſtens 138 Gold-
milliarde geſteigert werden.

Für die Anleihe haftet die Reichseiſenbahn. Jedoch kommt hier
nur eine Bürgſchaft in Frage, die von den Experten nicht als
Pfand. ausgelegt wird. Die Aufbringung der Annuitaten ſoll durch
die Erhebung einer Kriegsſchuldenſteuer erfolgen, ſobald
das deutſche Budget ausbalanciert iſt. Die Verwaltrng der ein
kommenden Steuer iſt. Sache der von den Sachverſtändigen pro-
jektierten Goldnotenbank. Dieſe wird alſo neben der Funk-
tion einer Währungsbank die Aufgabe einer Repargtions-
bank erfüllen müſſen und die Auszahlungen an die Gläubiger
Deutſchlands vermitteln. Den Experten ſchwebt anſcheinend eine
Kombination von Bargzahlungen und Sachleiſtungen vor, da ſie der
Auffaſſung ſein ſollen, daß nur an ſolche Gläubiger Barzahlungen
erfolgen können, die deutſche Sachleiſtungen bereits in Anſpruch
genommen haben.

Das Projekt der Sachverſtändigen iſt keineswegs neu. Es iſt
ſchon ſeit Jahren in allen Ländern erörtert worden. Sein Kern-
punkt iſt die Beſchaffung von Anleihen, für die naturgemäß nur
das Ausland in Frage kommen kann. Nun halten wir den ameri
kaniſchen, den holländiſchen und den engliſchen Geldmarkt für
flüſſig genug. Anleihen in der geplanten Höhe aufzunehmen. Aller
dings werden die ausländiſchen Kapitaliſten aber ihre guten Gul-
den. Dollars oder Pfunde nicht Deutſchland anvertrauen, ſolange
durch die politiſche Lage die Gefahr des Verluftes beſteht. Vor
ausſetzung für eine internationale Kreditaktion für Frankreich
und Deutſchland iſt alſo eine Aenderung der gegenwärtigen franks-
belgiſchen Militärpolitik, die nicht ohne Schuldenausgleich zwiſchen
Frankreich bzw. Amerika und England zu haben ſein wird. Die
Löſung des einen Problems hängt alſo mit der des anderen zu
ſammen, und den gegenwärtigen Unterſuchungen der Experten, die
ausſchließlich das deutſch- franzöſiſche Verhältnis zum Ziel haben,
müſſen logiſcherweiſe weitere Unterſuchungen folgen, wie die Kom
plikationen aus der Welt geſchafft werden können, die einem finan
ziellen Ausgleich in der Entente ſelbſt heute noch im Wege ſtehen

J

Nachſtehend laſſen wir kurze Auszüge aus der Denkſchrift folgen.
die die deutſche Reichsregierung den in Berlin tätig geweſenen
SachverſtändigenAusſchüſſen ſeinerzeit vorgelegt hat. Selbſtver
ſtändlich erfolgt die Veröffentlichung nur zu informatoriſchen
Zwecken. Eine Stellungnahme der Redaktion zur Denkſchrift liegt
darin nicht aus. Die Denkſchrift wird erſt ſetzt der Oeffentlichke:
übergeben. Es folgen die bemerkenswerteſten Stellen:

I. Deutſchland vor dem Kriege.
Die deutſche Volkewirtſchaft zeigt in den Jahren vor dem Kriegealle Symptome der éeſudthett: tarke Geburtengziffern, rapides

Abſinken der Sterblichkeit. einen Geburtenüberſchuß von jährlich
800 000 Menſchen, der zu 97 Pxuzent in der Heimat Arbeit und
Nahrung fand. Die Rente der induſtriellen Arbeit ſtieg, ſie wurde
1918 auf 7 bis s Prozent begziffert, die Arbeitsloſigkeit war auch
in dieſem guten Hweig. Deutſchland wurde von r S Jahr ein
beſſerer Markt für den Abſatz ansländiſcher Waren. war 1918
der beſte Käufer Englands (abgeſehen von ſeinen Kolonien),
Rußlands, Belgiens und Jialiens, der drittbeſte Käufer
reichs und der Vereinigten Staaten. Die Arbeitsteilung innerhalb
der Weltwirtſchaft, die der Sintries Deucſchlands in don Kreis der

eJ



großen Handelsvölker bewirkt hat, iſt dieſen ſelbſt nicht weniger
als Deutſchland zugute gekommen. (S. 36.)

II. Die Wirkungen des Krieges.
An induſtriellen Rohſtoffen hat Deutſchland 26 Prozent der

Steinkohlenp. oduktion verloren. Nach Abzug der Reparations
lieferungen und des hohen Selbſtverbrauchs ſtanden der deutſchen
Seit en Stein und Braunkohle nach der Entſcheidung über
Oberſchleſien 80 Prozent weniger Kohle als vor dem Sueke zur
r Jnfolge der Reparationslieferu hat chlandin demſ S in welchem es vor dem J

hat, ſelbſt Kohle einführen müſſen. Seit em Jahr ſind
weitere 76 Prozent der verbliebenen Steinkohlenproduktion duvch
die Ruhrbeſetzung der deutſchen Verfügung entzogen. Drei Viertel
der Eiſenerze. zwei Drittel der Zinkerze ſind mit den Jnduſtcrie

teten in Lothringen und Oberſchleſien abgetreten worden. An
ie Stelle einer Mehrausfuher des deutſchen Zollgebietes von 660 000

Tonnen Roheiſen im Jahte 1913 trat 1922 eine Mehreinfuhr von
140 000 Tonnen Roheiſen. Die Mehreinfuhr von 690 000 Tonnen
jan Jahre 1913 iſt 1922 durch eine Mehreinfuhr von 220 000 Tonnen
erſetzt worden.

Die ſchwerſte Einbuße aber hat Deutſchland an ſeiner Arbeits-
kraft erlitten durch die unmittelbaren Folgen des Krieges; durch
Tod und Verſtümmelung ſind der Produktion mehrere Millionen
Menſchen im beſten Lebensalter verloren gegangen u kommt
eine tiefgreifende politiſche Umwälzung, welche die Maſſen im
Zuſammenhang mit den Ueberanſtrengungen des Krieges und
der Unterernähri äußerſt nachteilig beeinflußt hat. Die Ent-
behrungen der Nachkriegszeit haben eine Erholung von dieſen
Schädigungen verhindert. An den Folgen der Geldentwertung find
in den letzten Jahren aber auch die Mittelſchichten des Volkes, der
Boden für die geiſtige Arbeit zugrunde gegangen. Die Ausbildung
der Handarbeiter hat unter den Kriegsfoigen und dem materiellen
Zwang zu frühgfeitigem Geldverdienſt gleichfalls ſchwer gelitten.
Daher iſt die Ausſicht geſhwunden, die alte Qualitätsarbeit in
abſehbarer Zert wieder zu erzielen. Der Wert der deutſchen Pro

1 her auch um mehr als ein Drittel geſunken. (S. 37
38.

III. Die Wirtſchaftslage 1923.
Der Rüchgang des Reallohnes hat die Leiſtungsfähigkeit der

Arbeiter ſchwer en re Bei der ſchlechten Ernährung umd
der wachſenden politiſchen egung gingen die Leiſtungen allge
mein zurück.

Die W der Produktionskoſten hat dazu gefithrt, daß der
Abſatz im Jnland noch ſtärker zurückging als die Ausfuhr, da bei
der geringen Kaufkraft der Löhne die große Maſſe nicht mehr die
dringendſten Bedürfniſſe beſtreiten konnte. Die Kar des
gelernten Arbeiters betrug im Reichsdurchſchnitt des Monats Sep
tember nur noch 60 Prozent der Vorkriegszeit. Jn den Groß-
ſtädten, wo ſich die Wirkung der Geldentwertung auf die Preiſe
ſchneller durchſetzte, war der Regllohn zum Teil bis auf 30 Prozent
gefallen. Bis Ende Oktober haben ſich dann die Lohnverhältniſſe
außerordentlich verſchlechtert. So betrug der Reallohn eines Ber
liner Bauarbeiters Mitte Oktober nur noch 18 Prozent, eines ge-
lernten Berliner Buchdruckers gleichfalls noch 18 Prozent, eines
Hauers im Rübrgebiet noch 33 Prozent des Vorkriegslohnes. Eine
r Zeit im September verdiente der gelernte Holzarbeiter noch
24 Prozent ſeines Vorkriegseinkommens. Die Mittelſchichten der
Bevölkerung ſind zum Teit noch ſchtrerer betroffen worden. Die
Beamtengehälter haben durchſchnittlich 40 Progent der Vorkriegs
gehälter in den letzten Monaten nicht mehr überſtiegen, gang ab
geſehen davon, daß ſie infolge der Not der Reichsfinanzen nur
un regelmäßig ausgezahlt werden konnten. Faſt ein Sechſtel der
deutſchen Bevölkerung, darunter ein weſentlicher Teil des früheven
Mittelſtandes, muß heute, abgeſehen von der Arbeitsloſigkeit, durch
öffentliche Fürſorge erhalten werden. Kapital und Renten dieſer
Schichten ſind durch die Geldentwertung vollkommen aufgezehrt
worden. (S. 41.)

IV. Die Stabiliſſerung.
Unter der Vorausſetzung, daß die begonnene Stabiliſierung der

Währung durch gehalten wird, darf die Entwicklung der letzten
Wochen als Uebergäng aus der Geldentwertungskriſe zur Reali-
ſierungskriſe mit der Ausſicht auf allmähliche Geſundung der
Wirtſchaft angeſehen werden. Wie es in dem Gutachten der inter
nationalen Finanz ſachverſtändigen vom November 1922 angeregt
worden iſt, hat Deutſchland von ſich aus, ohne fremde Hilfe und
ohne endgültige Regelung der Reparationslöfung abzuwarten, den
erſten Schritt zur Stabiliſierung getan. Die Grundlage der
Stabiliſierung, welche Deutſchland aus eigenen Kräften angeſichts
des Verfalls ſeiner Wirtſchaft herſtellen konnte, iſt indeſſen ſchmal.
Die endgültige Durchführung iſt ohne die Hilfe auszändiſchen
Kapitals und ohne die Wiederherſtellung der deutſchen Wirtſchafts
einheit nicht möglich. (S. 43.)

V. Zur Währungsfrage.
Die ſcharfe Ueberwachung des Zahl ittelverkebrs und die

Stillegung der Notenpreſſe bilden zunächſt einen Schutz gegen
währungsepolitiſche Gefahren. Das Reich befindet ſich freilich in
einer ſchwierigen Lage; denn die ihm von der Rentenbank zu ge-
währenden Kredite ſollten ihm eine Atempauſe verſchaffen, während
davon der Ausgleich des Haushalts herbeizuführen wäre. Wenn-
gleich die Steigerung der Einnahmen einen befriedigenden Fort
gang nimmt, ſo iſt doch die Lage kritiſch, da der Kredit bei der

Rentenbank in von 1W0 Bi Zeptenware bald erſchöpft
iſt. Auf dem ete der Einſchr usgaben und der
Erhöhung der Einnahmen iſt alles geſchehen, was geſchehen konnte.Ein ſtär Angiehen der Steuerſchraute iſt nicht mehr möglich,
da die geſchwächte deutſche Wirtſchaft die Laſt nicht mehr tragen
könnte. Die namentlich durch die Jnflation derwegtehrtg Minde-
rung der Subſtanz, auſo die Verarmung der deutſchen Wirtſchaft
tritt in der dringenden Kapitalnot und in der he Kredit
knappheit Wenn in einigen die Bilanzen derdeutſchen Kankeite und Geſellſchaften in Gold aufgeſtellt vor
Se perden, wird dieſe Verarmung zahlenmäßig zu greifen ſein.

VI. Grundzüge des Haushaltsplan 1924.

Au en: Goldmarke 5072I. Allgemeine Reichsverwaltung
II. Ausführung des t von Verſailles 640

Summe der Ausg 5712Einnahmen 5274Fehlbetrag 488
Die Schätzung der Emnahmen geht davon aus, daß die Wirt

ſchaftseinheit zwiſchen dem beſetzten und dem unbeſetzten Gebiet in
vollem Umfange wiederhergeſtellt iſt, die Verwalt: und
Steuerhokeit des Reiches und der beteil Länder in den be
etzten Gebieten wieder beſteht und daß die nach den allgemeinen

ichs und Landesgeſetzen dort zu erhebenden Abgaben den öffent-
lichen Reichs und La kaſſen zufließen. Bei Fortdauer des
egenwärtigen Zuſtandes würden die Einnahmen rund 950 Bil-
ionen weniger erbringen. Jn dieſem Fall würden die Einnahmen

noch nicht den unmittelbaren Rei decken, und es wäre eine
Balancierung des Haushartes auch bei völliger Streichung der
Ausgaben für die Ausführung des Vertrages von Verſailles un
möglich. (S. 75 und 76.)

Rothenbücher gegen Gürtler.
München, 17. Februar.

Profeſſor Rot henbücher wendet ſich in einem an den Juſtiz-
miniſter Gürtler gerichteten und in den Zeitungen veröffent-
lichten gegen die Angriffe, die der Juſtizminiſter im Land
tage gegen ſeine ſon erhoben hat und ſtellt feſt, daß er nicht
durch Verſendung Broſchüre eine r Propaganda
betrieben habe, die große Geldmittel erfordert hätte. Es ſeien in
Bayern im ganzen nur 124 Exemplare verſandt worden. Wenn
der Juſtizminiſter den Gedanken erörtert habe, daß es ſich bei den
Rothenbücherſchen Schriften um die Einmiſchung in die
Rechtspflege handele, ſo ſei ſeine Meinung wohl nicht dahin-
egangen, daß er gegen einen Rechtsſatz verſtoßen hätte, wohl aber
ei ein ſolcher Eingriff in der amtlichen Bekanntmachung des

Generalſtaatskommiſſars, daß eine Auslieferung Hitlers an den
Staatsgerichtshof nicht in Frage käme und in der Erklärung des
Herrn v. Kahr für die Zuſtändigkeit des Volksgerichtes zu erblicken
geweſen. Schließlich dürfte es nicht verwehrt ſein, an einem
Punkte, an dem die Tätigkeit des Gerichtes noch nicht begonnen
habe, darauf hinzuweiſen, daß das Verfahren einen Fehler
enthalte. Dieſer Fehler ſei in der Stellung des Generalkommiſſars
zum Prozeß zu erblicken. Das Jntereſſe eines Staats-
rechtslehrers an der Rechtsfindung aber müſſe in jedem Falle
unbeſtritten bleiben.

Am 6. April bayriſche Landtagswahlen.
München, 18. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Es dürfte nunmehr feſtſtehen, daß die Neuwahlen zum Baye-
riſchen Landtag am 6. April ſtattfinden. Bereits am nächſten
Donnerstag, dem 21. Februar, wird der Landtag die Einſtellung
der und die Siſtierung der Diäten beſchließen. Der bis-
herige Landtag ſoll dann in der Zwiſchenzeit bis zum 6. April nur
dann noch Sitzu einberufen werden, wenn eine beſonders
dringliche Not wendigkeit dafür vorliegt, ſo z. B. zur Prüfung des
gegenwärtig laufenden Volksbegehrens und wenn die Staats
vegierung eine beſonders wichtige Vorlage noch zu unterbreiten hat.

Der Londoner Dockarbeiterſtreik.
London, 18. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Der Hafenarbeiterſtreik hat am Sonnabendmittag begonnen.
Von den Ausſtändigen ſind 60 Prozent Dockers, die übrigen Hafen
transportarbeiter. Der Schaden berührt bereits eine ganze An-
ger von Schiffen. Weitere Hunderte von Dampfern dürften am

ontag betroffen werden. Die Organiſationen der Arbeitgeber
und Arbeitnehmer tagten am Sonnabendvormittag wie am Nach-
mittag getrennt. Der Arbeits miniſter hat die Parteien be
reits zu einer gemeinſamen Tagung unter ſeinem Vorſitz geladen.
Schon vorher r er aber den Arbeitgebern nahe, angeſichts der
Tatſache a ſeit der letzten Feſtſetzung der Löhne der Lebens-mittelindex ch um 15 Prozent erhöht hat, weiter entgegenzu-
kommen als bisher. Jnfolge des Streiks dürfte fich in gewiſſen
Zentren eine Kohlenknappheit ſehr bald m
und bei ywerer Dauer auch ein fühlbarer Lebensmittel-
mangel.Jn Kbndon ſelbſt iſt es bisher nur zu einer Streikenden-
Duneanſtration in der proletariſchen Vorſtadt Poplar ge

mmen.

wecklenburgilche Wahlen.
Schwerin (Mecklenburg), 18. Februar. (WTVB.)

Wie die „Mecklenburgiſche Zeitung“ meldet, wurden bisher (über
die Hälfte der ländlichen Wahlbezirke ſtehen noch aus) abgegeben
Deutſchnationale Volkspartei 51 645, Deutſche Volkspartei 12 5309,
e rri, 32 686, Wirtſchaftsbund 3532. Demokraten 6186,
Landpartei Republikaner 1065, Sozialiſten 39 082, Unabhän-
ige 886, Kommuniſten 25 405 Stimmen. Die Zuſammenſetzunges neuen Mecklenburgiſchen Landtags dürfte nach den bis jetzt

e Zeggnden Wah iſſen etwa folgende ſein: Deutſchnatio-
nale 10, Deutſche Volkspartei 2, Deutſchvölkiſche 6, Wirtſchafts
bund, Landpartei und Republikaner keine, Demokraten 1, Sozia
liſten 7, Kommuniſten 5, Unabhängige keinen Sitz. Die Wahl-
beteili war im allgemeinen gut und wird auf 80 bis 85 Pro
zent geſchätzt. Die Wahl iſt, ſoweit bisher bekannt, überall ruhig
verlaufen.

Berlin, 18. Februar. (WTVB.)
Amtliche Reſultate der Wahlen in Mecklenburg liegen aus

160 Wahlbezirken vor. Es fehlen die Ergebniſſe aus 10 Städten.
Danach erhielten an Stimmen: Sozialdemokraten
55 342, Kommuniſten 365 027, Deutſche Volkspartei 21 424, Deutſch-
völkiſche 49 483, Wirtſchaftsbund 4251, Unabhängige 2155, Deutſch-
nationale 72 048, Republikaniſche Partei 1809, Demokraten 9813,
Landbund 2845.

Danach erhalten Landtagsſitze: Sozialdemokraten 11,
Kommuniſten 7, Deutſche Volkspartei 4, Völkiſche 9, Dontſch-
nationale 14, Demokraten 1, Wirtſchaftsbund, Landbund ne
hängige und Republikaner erhalten keinen Sitz.

Da bisher nur die Hälfte der Wahlergebniſſe bekannt geworden
iſt, kann natürlich von einem Urteil heute noch keine Rede ſein.
Daß im Lande der Rindviehzucht und des Herrn von Graefe die
Deutſchvölkiſchen und die Kommuniſten gut abſchneiden würden,
war vorauszuſehen. Ebenſo ſelbſtverſtändlich iſt ein Rückgang der
ſozialdemokratiſchen Stimmen, da die geſamte Weltwirtſchafts-
Entwicklung und ihre machtpolitiſchen Auswirkungen die Sozial-
demokratie unter ſchwerſten Druck halten. Wir werden morgen
nach Bekanntgabe des Geſamtwahlergebniſſes auf das Reſultat
noch einmal zurückkommen.

Beſeitigung der autonomen Pfalz-
Regierung.

Ludwigshafen, 17. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Die Haltung der engliſchen Regierung gegenüber Poincaré in

der Pfalzfrage hat ſchneller, als man glaubte, zu einem vor
läufig befriedigenden Ergebnis geführt. Bekanntlich entſandte die

t r Rheinlandkommiſſion nach den Vorkommniſſen in
irmaſens und Kaiſerslautern auf Veranlaſſung der

engliſchen, franzöſiſchen und belgiſchen Regierung eine Kommiſſion
nach Speher, die mit den Vertretern der Bevölkerung, insbeſon
dere dem Kreistag, Fühlung nehmen und die Wiederher-
ſtellung der Ordnung veranlaſſen ſollte. Die im Laufe des Frei-
tag und Sonnabend von der betreffenden Kommiſſion geführten
en ergaben auch bei ihr die Ueberzeugung, daß die
autonome Pfalzregierung von der Bevölkerung überhaupt nicht ge-
tragen wird und ſich als ein Inſtrument erwieſen hat, das nur
durch die Parteinahme des Generals de Metz möglich war. Aus
dieſem Tatbeſtand hat die Kommiſſion die notwendigen Schluß-

gezogen und mit dem Kreisausſchuß der Pfalz folgende
ereinbarungen getroffen:
1. „Die von den Separatiſten ausgewieſenen Beamten kehren

ohne weiteres in die Pfalz zurück.

2. Bis r r r W r igen Regierungsgewalt wird der Kreisausſchuß an der Wiederherſtelluvon Ruhe und Ordnung mitwilten“. t Rennns
Auf Grund dieſer Vereinbarungen hat OberregierungsratStähler die Geſchäfte der pfälg ſchen Kreisregierung ſofort

wieder in Speyer übernommen. Er wird mit der Beamtenſchaft
in das Regierungsgebäude überſiedeln, ſobald es von den Separa
Du Verlenf der Jaght

erlauf vom Sonnabend zum Sonn wurdedann auf Grund obiger Vereinbarungen in allen ſten
Städten eine Bekanntmachung angeſchlagen, in der es u. g. heißt:
„Vom Sonntag dem 17. Februar, 8 Uhr abends, übernimmt der
Kreisausſchuß für eine Uebergangszeit und ohne Aenderung der
ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe die Aufgabe, unter ſeiner Leitung und
ſeker Verantwortung der Beſatzungsbehörde gegenüber die er-
orderlichen Maßnahmen für die Aufrechterhaltung der Ordnung
und des Betriebes des öffentlichen Dienſtes wieder zu ergreifen
Die autonome gierung ſtellt von dem nämlichen Zeitpunkt an
e Betätigung in der Regierung, der Verwaltung und der

olizei ein.“
„Es iſt anzunehmen daß, nachdem eine zufriedenſtellende vor-

läufige Löſung des Konfliktes gefunden iſt, die Zwangsmaßnah
men ver Beſatzung gegen die Bevölkerung insbeſondere aber der
immer noch über einzelne Städte verhängte Belagerungs:
z ſtand aufgehoben wird. Uebrigens verlautet hier, daß

e engliſche Regierung beabſichtigt, der vorläufigen Löſung ſchnell
er eine endgültige Regelung folgen zu laſſen. Sie er
n n S die n für andere Dinge frei-men und den Verſuch zur Verwirklichung i eaußenpolitiſchen Zieles zu machen ung ihres großer

„à T T grr r r TT-mTTT TDie fränkische Lene.
Ein ſoziales Zeit- und Lebensbild.

27 Von Paul Sachſe.
Dieſer Zuſtand durfte nicht lange anhalten, ohne der Wucht der

Entbehrungen zu unterliegen. Mit bitterem Gefühl befand ſie
ſich ſchließlich ohne jeden Zweck auf der Promenade unter den
Spaziergängern, von denen wohl keinen ſo trübe Gedanken be-
wegten wie ſie.

Das Zuſammentreffen mit einer früheren Arbeitskollegin ſollte
dieſem planloſen Umherirren auch bald ein entſcheidendes Ende
bereiten.

„Js dös net die Lene?“ wurde ſie unverhofft von dem Nädchen
angeſprochen, das ihr noch gut bekannt war. „Jeſſes, Mädel, biſt
ja ordentlich ſpitz geworden d' ſiehſt ja aus wie's Leiden Chriſtil“

Lenes äußere Verfaſſung mußte allerdings jedem, der ſie von
früher her kannte, ſofort auffallen. Die lange Zeit ohne Verdienſt
mit allen damit zuſammenhängenden Leiden und Entbehrungen
hatten die Lene allerdings „ſpitz' werden laſſen. Das gab dem
Mädchen Veranlaſſung, ſich teilnahmsvoll nach den Verhältniſſen
ihrer Freundin zu erkundigen. Jm Verlaufe der ſich entwickelnden
Unterhaltung erfuhr dieſe von all dem Leid, in dem ſich die Freundin
befand. Willig folgte 4 dann auch einer Einladung in die Woh
rung ihrer Kollegin. ieſe war im Begriff, am nächſten Morgen
zach Erlangen in Stellung zu gehen, und ſo lud ſie Lene zur Mit-
i ein, um anderswo einmal ihr Heil zu verſuchen. Dieſer Vor-
ſchlag ließ neue Hoffnungen erwachen Für ſie gab es kein Zögern,
und bald war die gemeinſame Abreiſe nach Erlangen beſchloſſene
Sache. Jhre wenige Habe wurde durch einige Zuwendungen der
Freundin ergänzt, und auch für das Fahrgeld verſprach dieſe auf-
kommen zu wollen. So ſtand der Ausführung dieſes Planes nichts
mehr entgegen, und am nächſten Tage wurde die Fahrt angetreten.

In Erlangen fand Lene zunächſt Unterkommen bei ihrer Freun-
din. Dieſe Gaſtfreundſchaft konnte und wollte e nicht über Ge
bühr in Anſpruch nehmen, deshalb wurde die Suche nach Arbeit
ſofort aufgenommen. Aber auch hier ſollte der Lene nicht gleich
ein Erfolg winken. Endlich war Ausſicht vorhanden, in einer Woll

ſpinnerei ankommen zu können. m Geiſte ſah ſie ſich ſchon eifrig
ſchaffen, um aus dieſer Miſere herauszukommen.

Bevor ſie jedoch endgültigen Beſcheid erhielt, mußte ſie ſich
einigen Bedingungen unterwerfen, von denen die Einſtellung in
die Fabrik abhängig gemacht werden ſollte. Jn dieſem Unter-

Morgen
werden unſere geſchätzten Leſerinnen und Leſer mit einer wunder
vollen Erzählung des Dichters Theodor Storm bekannt gemacht.
Storm wurde zu der Geſchichte durch ein HKnabenbildnis angeregt.
Das trug die Jnſchrift: „Inouria servi aquis submersus“ Durch
Unachtſamkeit des Knechtes ertrunken). Das Bildnis ließ den
Dichter nicht mehr los. Er änderte das Motiv in: „Durch
Schuld des Vaters ertrunken.“ Damit
beginnt eine der ergreifendſten Novelſen der deutſchen Literatur.

Sie wird die Herzen unſerer Leſerinnen und Leſer, der jungen
wie der alten, mächtig packen und bis zur letzten Zeile in höchſter
ſeeliſcher Spannung halten. Morgen erſcheint der Anfang von

„Aquis submersus“,
r hpdldhdhee t tcchhfcr-——

nehmen beſtand die Einrichtung einer Betriebs oder Privat-
krankenkaſſe. Um nun zu verhüten, daß die Arbeiter die kapita-
liſtiſche Ausbeutung durch allzu rege r dieſer Kaſſe
etwa abſchwächen oder gar illuſoriſch machen könnten, mußte ſich
jeder Neueintretende vorher einer Unterſuchung durch den Fabrik-
arzt unterwerfen, um ſich damit die Qualifikation zur Ausbeutung
beſtätigen zu laſſen. So auch die Lene.

Der unterſuchende Arzt ſah natürlich auf den Vorteil des Kapi
tags. Er nahm daher mehr Rückſicht auf ſeine Auftraggeber als
auf die Beſchäftigten. Er nahm es mit der Unterſuchung ſehr
genau, und ſo konnte es nicht ausbleiben, daß er bei der Lene in
folge der ſchlechten körperlichen Beſchaffenheit Unterernährung im

höchſten Grade feſtſtellte. Das Gutachten fiel daher geradezu
vernichtend für ſie aus es erfolgte glatte Abweiſung.

Dieſe unerwartete Wendung war ein harter Schlag. Wiederum
ſah ſie ſich urückgeſtoßen in das Elend der Erwerbsloſigkeit. Es
half ihr nichts daß ſie dem Arzt ihre Not klagte und dieſen ein.

den bat, r für r Es blieb bei der Abiſung und abermals war das erreicht geglaubte Zi iweites Stück in die Ferne gerückt. S argtanste Ziel um «ei

Wenige Tage darauf befand ſie ſich in den Anl gen von Bam.

berg ar Herfen ſitzend. e n
weiter nicht helfen konnte, hatte ſi i nerg geſehen ſie mit gutem Troſt nach Ban

icht. Traurig und verlaſſen ſaß ſie
r ſich in ihr Schickſal, als ſie plötzlichaus einem gegenüberliegenden Hauſe eine Stimme hörte, die ſie an

ihren Gedanken auffahren ließ. Eine Frau hatte ſie ſeit einige
Zeit beobachtet, bis ſie ihr ſchließlich zurief, ob ſie Arbeit ſuchte
Ja, freilich, tat ſie das! Als Lene ſich der Frau näherte, gab ſi
zu verſtehen, daß ſie Stellenvermittlerin ſei und Arbeit nach aus
wärts für ſie habe. Nichts kam der Lene gelegener als dieſe Bot
ſchaft und bald wurde ſie mit der Frau handelseinig. Die nen
Stelle lag allerdings weit weg und außerhalb der blauweißer
Grenzpfähle, doch hinderte dies die Lene nicht, zuzugreifen. Der
Reſt des Tages und noch die folgende Nacht brachte ſie in Bambere
zu. Bereits am frühen Morgen des kommenden Tages war Len,
auf der Fahrt, ihrer neuen Heimat entgegen.

2

ihres Heimatlandes brach die „fränkiſch
alle Verbindungen ab, die ihrem Fortkommen un

en Bewegungsfreiheit bisher hinderlich im Weg
Jhr neuer Wirkungskreis entrückte ſie allen Widerwärtig

Viele Jahre blieb ſie der Heimat ohne Lebenszeichen fern

n Tee und nichterhin der Kampf ums ein. itvoller Widerwärtigkeiten und Tragik lag hinter e
s und ohne Sonnenſchein war der Verlauf ihre
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Als Arbeiterin ging ſie auf im großen
leicht wurde ihr auch ſpäterhin der
Lebensabri
und freud
Jugendzeit

De
Ein

des C
ſorg
die ga
Arbei
die F
ſchri
mit t
obwol
vegeln
auswi
auf di

zu un
haben

Sch.

für
Sozherab
nicht
trager
Gem
Arm
zuſtän

Ermä
haben

Die
treten
gnad
gemut
lich he

die A
fähige
Arbeit
Arbeit

ſorge
ſorge
als ge
unterg
ehelich

wird.
komr
wie ſo
wendir

helfe
landes

te

Unter
jenige
pflicht
Fürſo
Bezir
gewöh
zum 3
regrer
ſätze

ort ar
d

Dre
Geſetz

manch
falls
Ktner

antrOef
kenne
Vate
ſie fü
ſollen



Der Dank des Vaterlanges“,
Eine der letzten Verordnungen, die das Rei zdes Ermächtigungsgeſetzes erlaſf eichskabinett auf Grund

ſorgepflicht. ſebes erlaſſen hat. befaßt ſich mit der Für

Dieſe Erſahrung dürfte ſchon in kurzer Zeit ar

I J v r tauf die neue Verordnung der Reichsregierung zutreffen und ter
u unheimliche Wirkungeren e Wirkungen bei den Aermſten der Armen zur Folge

Schon im Verlaufe der letzten Monate ſind die Fürſorgeleiſtungen S

für Kriegsbeſchädigte und in i jSozial ubnd Kleinrentner von Reg u
8 ich bis auf 25 Prozentherabgeſetzt worden. Jetzt denkt die Reichsregierung üg überhauptnicht mehr daran, auch nur noch einen Teil der Fürſorgelaſten zu

tragen. ſondern bat ſie ohne Kummer auf die Länder n
Gemeinden abgewälzt, denen außerdem wie bisher auch die
Armenfürſorge überlaſſen iſt. Weder die Eingaben der

Or dſnſe noch die Beſchlüſſe und Wünſche des
rmächtigungsausſchuſſes haben die Regi ihaben abbringen kennen. Ver die Nogiermng von dieſem Vor

Die SozialHilfsbedürftigen ſind mit dem Tage des Jnkraft-tretens des Geſetzes dem 1. April, völlig der u x
gnade der Gemeinden und Kreiſe ausgeliefert. Der ihnen zu
gemuteten Rechtloſigkeit ſtehen auf der anderen Seite außerordent-
lich harte Bedingungen gegenüber. Jn der Verordnung iſt z. B.
di? Arbeitspflicht eingeführt. Die Unterſtützung Arbeits
fähiger kann in geeigneten Fällen durch Anweiſung angemeſſener
Arbeit gemeinnütziger Art gewährt oder von der Leiſtung ſolcher
Arbeit abhängig gemacht werden. Derjenige, der, obwohl arbeits
fähig, infolge ſeines ſittlichen Verſchuldens der öffentlichen Für
ſorge anhermfällt oder einen von ihm zu Unterhaltenden der Für
ſorge anheimfallen läßt, kann in einer von dem betreffenden Land
als geeignet erkannten Anſtalt oder ſonſtigen Arbeitseinrichtung
untergebracht werden. Das gleiche kann mit dem Vater eines un
ehelichen Kindes geſchehen, wenn die Unterhaltszahlung verweigert
wird. Die Art der Beſtimmungen läßt der Willkür voll
kommen freien Lauf. Jedenfalls zeigt ſich auch hier wieder,
wie ſozial rückſtändig bürgerliche Regierungen ſind und wie not
wendig es iſt, der Sozialdemokratie zur Machtſtellung zu ver
helfen. Daß die bürgerlichen Parteien einen Dank des Vater
landes gegenüber den Kriegsbeſchädigten, den Sozial und Klein
rentnern, die ein Leben der Arbeit hinter ſich haben, nicht kennen,
ergibt ſich am beſten aus den Zwangsmaßnahmen des Fürſorge-
geſetzes, die man niemals hätte für möglich halten ſollen. Noch
nicht einmal der von ſozialdemokratiſcher Seite geſtellten Forde-
rung, Zwangsmwaßnahmen nur im Einverſtändnis mit einem Aus-
ſchuß der Fürſorgeberechtigten vorzunehmen, hat ſich die Regie
rung angeſchloſſen. Sie will das Unrecht und die Willkür!

Jm übrigen führt das Geſetz die Beſtimmungen im Klein
rentnergeſetz und in der Armenfürſorge, daß eine
Rückerſtattung der Unterſtützung bei ſpäterem Vermögensbeſitz
oder hinreichendem Einkommen erfolgen ſoll, jetzt auch für die
Kriegsfürſorge und Sozialrentner- Fürſorge ein. Die Folge dürfte
ſein, daß alle Hilfsbedürftigen gewiſſermaßen unter Polizei-
aufſicht geſtellt werden müſſen, die, abgeſehen von ihrem ſchimpf-
lichen Charakter, mehr Koſten verurſachen wird, als eine gelegent-
lich vorkommende Rückzahlung an barem Gelde einbringt. Den
Kindern Hilfsbedürftiger ſoll es nicht viel beſſer ergehen. Sie
können vom Fürſorgeverband in den Grenzen des notdürftigen
Unterhalts zur Erſatzpflicht der Aufwendungen an die Hilfs-
bedürftigen herangezogen werden, ſelbſt, wenn ſie nach den Vor
ſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuches nicht unterhaltspflichtig
ſind. Mit dieſer Beſtimmung kann man den Kindern hilfsbedürftiger
Eltern und deren Familienangehörigen das letzte Hemd vom
Leibe ziehen. Die Praxis verſchiedener Gemeindeverwaltun
gen hat bisher ſchon zu außerordentlichen Härten geführt. Jetzt iſt
der Willkür noch weiterer Spielraum gelaſſen, da den Unterhalts
verpflichteten jeglicher geſetzlicher Schutz fehlt.

Selbſtverſtändlich ergreift auch das Fürſorgegeſetz für eine ge
wiſſe Volksſchicht wieder Partei, wie das zum Beiſpiel auch im
weſentlichen auf die übrigen Verordnungen, die das Reichskabinett
auf Grund des Ermächtigungsgeſetzes erlaſſen hat, zutrifft. Jn
dem angezogenen Fall wurde z. B. der freien Wohlfahrtspfleg
eine Mitbetätigungsmöglichkeit von außerordentlichem Ausmaße
gewährt. Den freien Wohlfahrtsorganiſationen können einzelne
Aufgaben des Fürſorgeverbandes übertragen werden. Dabei ſind
wir ſicher, daß das geſchieht, ſoweit es ſich nicht um ſozialdemo
kwatiſche Verbände handelt. Jn der Praxis wird das darauf hinaus
laufen, daß ſozialiſtiſch denkende Hilfsbedürftige teilweiſe der
Gnade eines deutſchnationalen oder Zentrumsveveins überliefert
werden und ſchließlich für die Art ſeiner Unterſtützung der ihm
zugemutete Geſinnungswechſel maßgebend tſt.

Die einzige kleine Verbeſſerung, die mit der Verordnung durch
geführt wird, beſteht darin, daß nicht mehr die Beſtimmungen des
Unterſtützungswohnungsgeſetzes maßgebend ſind. Künftig iſt der-
jenige Bezirksfürſorgeverband zur vorläufigen Unterſtützung ver
pflichtet, in dem die Hilfsbedürftigkeit eintritt. Endgültig zur
Fürſorge verpflichtet iſt derjenige Bezirksfürſorgeverband, in deſſen
Bezirk der Hilfsbedücrftige bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit den
gewöhnlichen Aufenthalt hat. Allerdings iſt auch dieſe Beſtimmung
zum Teil dadurch wieder beſeitigt, daß die Verordnung der Reichs
regierung mit Zuſtimmung des Reichsrates das Recht gibt, Grund
fätze darüber aufzuſtellen, inwieweit der gewöhnliche Aufenthalt
ort an einem Orte erſt nach Ablauf einer Friſt als begründet gilt

Die Sozialdemokratie hat n ihrem Kampf gegen das
Geſetz nicht das erreicht, was ſie erreichen wollte, aber trotzdem
manche regaktionäre Beſtimmung verhindert. Sie wird ſich jeden
falls mit der Verordnung nicht abfinden, ſondern bereits in
einer der erſten Sitzungen des Reichstags die Aufhebung be-
antragen. Dann wird den bürgerlichen Parteien vor aller
Oeffentlichkeit Gelegenheit gegeben werden, Farbe zu be-
kennen und zu geſtehen, daß der von ihnen verkündete „Dank des
Vaterlandes“ nur eine Phraſe war und ſein Ende findet, ſobald
ſie für dieſen Dank die Vorausſetzung durch Stenerzahlen ſchaffen
ſollen.

Die Lage im weſtfäliſchen Bergbau.
Bochum, 17. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Die Beſchäftigungslage der Bergwerke im Bezirk Boch um undder weiſeren Umgegend weiſt nur eine ſehr geringe Beſſe-
rung gegenüber den Vorwochen auf. Schätzungsweiſe ſind in
dieſem Bezirk noch 40 Prozent Arbeitsloſe vorhanden. Am härte
ſten betroffen ſind die Schächte der Harpener Ber r ſehr
ſchlecht ſind auch die Schächte von DeutſchLuremburg beſchäftigt
Die Schächte Tannenbaum, Karl Friedrich und Haſenwinkel dieſer
Geſellſchaft liegen faſt gang ſtill. Die zum Bochumer Verein a
hörenden Gruben Engelburg und Carolinenglück haben 50 bis
Prozent der Arbeiter wiedereingeſtellt. Am beſten ſind die Schächte

von Conſtantin dem Großen beſchäftigt. Sie leiden nicht unter
Fegenn weil fie ihre Produktion mit der Anſchlußbahn zum
Rhein HerneKanal r können. Die Schächte des Bergwerks
Präfident haben alle Irbeiter bis auf diejenigen, die Vorrichtunge
arbeiten verrichten, wieder eingeſtellt. Die
werden meiſtens nach der Schweiz verfrachtei
fieht es auf den Gruben im Kreiſe Hattingen aus. Hier liegen
t ſchätzungsweiſe 65 bis 70 Zrosegt der Belegſchaft außer Ar
beit. Jm Dortmunder und Eſſener Revier haben mehrere Zechen
wegen Wagenmangels wiederum Feierſchichten einlegen müſſen.
Eine leichte Entſpannung macht ſich im Staatsbergbau im
Kreiſe Recklinghauſen bemerkbar, wo ein Rückgang der Feier
ſchich ten zu verzeichnen iſt.

Hoeſch bei Millerand
v Paris, 16. Februar. (Eig. Drahtbericht.)
Der franzöſiſche Stuatspräſident Millerand empfing am

onnabendnachmittag den deutſchen Botſchafter zur Entgegen
nahme ſeiner Beglaubigungsſchreiben. Der Empfang vollzog
in aller Feierlichkeit. Der Botſchafter ſelbſt und feine engeren Mit
arbeiter wurden durch den Zeremonienmeiſter des Quai d'Orſay
abgeholt und, eskadiert von einer Schwadron Küraſſiere, zum Elyſé
geleitet. Hier hatte eine Bataillon Jnfanterie Aufſtellung ge
nommen, um die militäriſchen Ehren zu erweiſen.

Der Botſchafter hielt bei der Ueberreichung ſeiner Beglaubi
gaungsſchreiben folgende Anſprache:

„Her Präſident! Die deutſche Regieru welche denPoſten des deutſchen Botſchafters in Paris neu zu beſenen, wünſchte,
hat mich mit dieſem Auftrag betraut. Jch habe die Ehre, Eder
Erzelleng die Beglaubignigsſchreiben zu überreichen, durch welche
der Präſident mich bei dem Präſidenten der frangöſiſchen Republik
als außerordentlichen Botſchafter und Bevollmächtigten akkreditiert.
Bei Uebernahme des mir anvertrauten hohen Amtes lege ich mir
vollkommen Rechnung ab von den Schwierigkeiten, die überwunden
werden müſſen, um die Beziehungen zwiſchen unſeren beiden
Ländern befriedigender zu geſtalten. Euer Exzellenz kann davon
überzeugt ſein, daß ich, den Weiſungen meiner Regierung ent
ſprechend, alle meine Bemühungen der Verwirklichung dieſes Zweckes
widmen werde, damit auf dieſe Weiſe eine Löſung der großen
Probleme, von deren Regelung in ſo hohem Maße die Zukunft
Europas abhängt, gefördert werde. Wenn ich trotz der beſtehenden
Schwierigkeiten nicht ohne Vertrauen an dieſe Arbeit herangehe,
ſo geſchieht dies deshalb, weil ich die Hoffnung hege, auf die Unter
ſtützung Eurer Exzelleng und auf die Mitwirkung der franzöſiſchen
Regierun rechnen zu können. Indem ich dieſe Unterſtützung und
dieſe wertvolle Mjtwirkung erbitte, habe ich die Ehre, Herr Präſi
dent, dem erſten Beamten der Republik den Arsdruck meiner vor
züglichſten Hochachtung zu entbieten.“

Der frangöſiſche Staatspräſident antwortete darauf, daß es in
der Tat höchſt wünſchenswert ſei, wenn der Vertreter des Reichs
ſchon bei ſeinem Amtsantritt perſönlich über die Geſinnung
und Wünſche Frankreichs unterrichtet werde. Wörtlich
fuhr er dann fort:

„Der Aufenthalt unter uns hat es Jhnen ermöglicht, ſich darüber
in vollem Umfange zu unterrichten. Der Jahresanfang hat mir
Gelegenheit geboten, dies öffentlich zu bekuiden. Sie können in
vier Worte gefaßt werden: Die Achtung der Verträge. Dieſe
Formel, die genau beſagt, was ſie beſagen ſoll, verbirgt keinerlei
Hintergedanken. Die Vertreter Frankreichs ſind im Bewußtſein
der Größe der in Frage ſtehenden Jntereſſen ſowie der Solidarität
der Völker gleich entſchloſſen, in keinem Punkte die Rechte auf
zugeben, die ſie zu bewahren haben, und in weiteſtem Sinne der
Verſöhnlichkeit alle Löſungen zu vrüfen, welche ihre Achtung

len von Präſident
Am traurigſten

garantiert. Wenn die franzöſiſche Demokratie es ſich verſagt, ſich
in die inneren Angelegenheiten der anderen Nationen ein-
zumiſchen, (7) kann ſie nicht darauf verzichten, in ihrem Jntereſſe,
wie im Jntereſſe der Welt, den Fortſchritt und den Triumph der
Grundſätze zu wünſchen, an denen ſie ſelbſt feſthält. Sie hat ſich
von Grund auf friedliebend (1) gezeigt. An dem Tage, an
dem ſie dazu gezwungen war, war ſie bereit. alle Opfer zu bringen,
um mit ihrer eigenen Unabhängigkeit die Freiheit der Welt zu
verteidigen und aufrechtzuerhalten. (1) Sie hat den lebhafteſten
Wunſch, von einer derart grauſamen Prüfung in Zukunft auf
immer verſchont zu bleiben. Seien Sie überzeugt, daß zur Voll
führung Jhrer Aufgabe, ſo, wie wir ſie verſtanden
und definiert haben, Jhnen weder mein Beiſtand noch derjenige
der Republik fehlen wird.“

Die Millerandſche Rede hat neben einigen bedenklichen Sätzen
auch die merkwürdige Wendung von der Aufgabe, „wie wir
ſie verſtanden haben.“ Das iſt eine Floskel, die uns
noch aus der Aera des gottesfürchtigen Michaelis ſehr gut in
der Erinnerung iſt. Sollte hier eine Seelenverwandtſchaft Micha
elis Millerand vorliegen, ſo brauchen wir zu unſerer alten Auf-
faſſung über die Abſichten des franzöſiſchen Jmperiglismus keinen
neuen Kommentar zu ſchreiben.

Die Auflöſung der Gutsbezirke.
Der Ausſchuß für Verwaltungsreform des Preußiſchen Landtags

lehnte am gpetg Anträge der Deutſchnationalen, die
preußiſchen Gutsbezirke im jetzigen Umfange beizubehalten, ab.
Annahme fand ein Antrag des Zentrums, wonach die Feſtſtellung
des Planes für die Auflöſung der Gutsbezirke dem Provinzial-
rat zugeſtanden wird, gegen deſſen Entſcheidung Beſchwerde an
das Staatsminiſterium zuläſſig ſein ſoll. Die Richtlinien
der Regierungsvorlage über die ſachlichen Vorausſetzungen für die
Auflöſung eines Gutsbezirkes wurden noch verſchärft; es ſoll von
der Auflöſung Abſtand genommen werden, wenn ein eigenes Ge
meindeleben nicht möglich iſt. Zum Schluß der Verhandlungen
erklärte Miniſter Severing, daß die Staatsregierung auf eine
beſchleunigte Behandlung dieſes Reformwerkes der inneren Ver
waltung Wert lege.

Wirtſchaftspolitſk.
Engliſche Garantie für deutſche

Induſtrie-Kredite.
London, 18. Februar. (Eig. Drahtbericht.)

Telegramme der Berliner Berichterſtatter von Londoner Blättern
beſagen, daß die engliſche Bankwelt dank der Bemühungen
des Reichsbankpräſidenten Dr. Sch acht die Garantie für Kredite
übernommen hat, die der deutſchen Jnduſtrie die Möglichkeit zum
Ankauf von Rohſtoffen geben ſollen. Schachts Reiſe nach Paris
r nach denſelben Quellen auch dazu dienen, die franzöſiſche

inanzwelt für dieſe Aktion zu intereſſieren. Außerdem wirdin der hächſten oche die Ankunft einer deutſchen offiziellen Dele

gation in London erwartet, die mit dem engliſchen Auswärtigen
Amt über die weitere ahlung der Ausfuhrabgabe von 26 Pro
zent auf deutſche Exportgüter nach England à conto Reparationen
verhandeln ſo

anzö Großhandelsindex ſteigerte ſich für den Monate e ie 450 gegenüber 428,6 im Monat September 1923
und 100 im Jahre 1913.

Einfuhr ausländiſcher Auf Grund von BVer-Tu igegeben. onden Pateae der Tuch und Kleiderſtoff
handlungen

anche der erung ſoll die Einfuhr ausländiſcher, insr e und Kleiderſtoffe ab 1. April frei-
werden. e Frage Erhöhung eines Einfuhrgzolles hat

bis jetzt noch keine Regelung gefunden.

Der chi r in Bremerhaven betrug im Januar 192in der a 439 845 Nettoregiſtertonnen gegen s 406 Netto-

regiſtertonnen im Jahre 1928. Der Abgang ſteigerte ſich ebenfalls,
r zwar auf 483 462 gegen 384 552 Nettoregiſtertonnen im Vor

r.

Deutſchlands Viehbeſtand. Nach den Ergebniſſen der Viehzählung im Oktober 1923 belief ſich der Beſtand e Kſiderg e
16 652 881, an Schweinen 17 225 855, an Schafen 8 094 022 und an

gyt auf 4658 607. Der Beſtand an Rindern und Schweinen
leibt hinker dem Friedensſtand zurück. Dagegen haben ſich die

Beſtände an Schafen und Ziegen weſentlich vermehrt.

Aus aller Welt.
Die ſtrafbare KRunſt.

Jd Berlin, 17. Februar.
Sonnabend mittag fand vor der ſechſten Strafkammer des Land

r III die h r den Karrikaturiſten Georgeroſ z und die Jnhaber des Malik-Verlags Gumpertz u. Herzfeld
wagen Verbreitung unzüchtiger Schriften ſtatt. Der Stein des
Anſtoßes war diesmal die Sammlung „Ecce homo“. Dieſe

verletzten nach Anſicht des Staatsanwalts das
S W i des normalen (1) Menſchen. (Der „normale“ Menſch
iſt nach Anſicht Lombroſos der geiſtige Plattfüßler. D. R.)
Sachverſtändige waren Dr. Osborn und Harden, während der
Reichskunſtwart Dr. Redslob von der Staatsanwaltſchaft als
Sachverſtändiger herangezogen wurde. George Groſz betonte auch
diesmal wieder die morariſch-erzieheriſchen Beweg-
ründe die ihn zur Veröffentlichung der Zeichnunge ſtimmt
ätten. Der Reichskunſtwart Dr. Redslob war der t, daß

die Bilder Schrecken hervorriefen und abſtoßend wir ſollten.
Die Werke George Groſz' dienten der Geſundung des
Volkes. Maximflian Harden verurteilte ebenfalls mit den
ſchärfſten Worten die Anſchuldigung der Unzüchtigkeit, ebenſo
Dr. Osborn. Trotzdem beantragte der Stgatsanwalt gegen Groſz
500, gegen die Jnhaber des Malik- Verlages je 1000 Mk. Geldſtrafe.
Das Gericht ſchloß ſich im weſentlichen den Anträgen des Staats-
anwalts an und verurteilte Groſz und die Jnhaber des Malik
Verlages zu einer Geudſtrafe von je 500 Mk.

Wir können ſtolz auf unſere Normaltypen-Juſtiz ſein

Nackttänze in Neuyork.
Neuyork, 18. Februar.

Die Neuhorker Polizei hat ſoeben bei Verfolgung verbotener
näſchtlicher Vergnügungen einen bedeutenden Fang ge-
macht. Bei einem großen Streifzug wurden im Majeſtic Club 290
Verhaftungen vorgenommen. Sieben verhaftete Frauen wer-den der Seünahme an Nackttänzen beſchuldigt. 135 der Ver-
hafteten mußten eine Nacht im Polizeigefängnis zubringen.
Schließlich wurden ſämtliche zu 5 Dollars Geldſtrafe verurteilt.
(Die Amerikaner paaren Strenge mit Mildel)

Die Nordpolfahrt des „Shenandoah“ verboten. Präſident Coo-
lidge hat die unverzügliche Einſtellung der Vorarbeiten
ur Ausfahrt des „Shenandogh“ nach dem Nordpol angeordnet.
ekanntlich hatten ſich in Amerika verſchiedene Sachverſtändige

dahin geäußert, daß die mit der Expedition verbundenen Ausgaben
in keinem Verhältnis zu dem zu erwartenden Reſultat ſtänden.

Ein amerikaniſcher Senator erſchoſſen. Jn nächſter Nähe des
Kapitols in Waſhington hat eine Schießerei zwiſchen Steuer
beamten und WhiſkiSchwugglern ſtattgefunden. Der zufällig
vorbeigehende Senator Greene wurde dabei getötet.

Aus der Provinz.
Merſeburg. Die Viehſeuchen plage. Die Polizeiver-

waltung teilt mit: Maul und Klauenſeucheausbruch iſt unter
dem Vichbeſtande des Ziegeleibeſitzers E. Schmidt, Halleſche
Straße 0, amtstierärgztlich feſtgeſtellt. Nachdem in verſchiedenen
Ortſchaften des Kreiſes Merſeburg der Ausbruch der Maul und
Klauenſeuche amtstierärztlich feſtgeſtellt worden iſt, wird der Auf-
trieb von Klauenvieh auf den Wochenmärkten, der Hauſierhandel,
Veranſtaltung von Verſteigerungen, die Abhaltung öffentlicher
Tierſchauen mit Klauenvieh ſowie das Weggeben von nicht aus-
reichend erhitzter Milch aus Sammelmolkereien an landwirtſchaft-
liche Betriebe, in denen Klauenvieh gehalten wird, bis auf weiteres
verboten.

Schkenditz. Parteimitgliederverſammlung. m einergutbeſuchten Verſammlung am 12. Februar referierte Gen. Plottke
Se über die Urſachen der heutigen wirtſchaftlichen Verhältniſſe.
rotzdem wir in einer Zeit politiſcher Hochſpannung leben, wirkte

das Referat aufklärend. Es wurde mit großem ſichtlichen Jntereſſe
und lebhaften Beifall aufgenommen. Den Kaſſenbericht vom dritten
Quartal erſtattete Gen. Rohde. An Einnahmen waren zu ver-
zeichnen 155,32 Mk., an Ausgaben 124.11 Mk. ſo daß ein Kaſſen
beſtand von 31,21 Mk. verbleibt. Trotz der traurigen wirtſchaftlichen
Verhältniſſe iſt die Mitgliederzahl ſtabil geblieben. Am Schluſſe des
Quartals waren zu verzeichnen männliche 354, weibliche 92. zuſammen
446 Mitglieder. Den Bericht von der Unterbezirkskonferenz erſtattete
Gen. Schaaf. Ein ſcharfer Meinungsaustauſch hat ſtattgefunden.
Die Vertreter der Politik der Reichstagsfraktionsmehrheit ſind in der
Mehrheit geblieben, dies beweiſen die angenommenen, Reſolutionen.
Selbſtverſtändlich iſt der Wie zur Einheit der Partei feſt vorhanden.
Als Delegierte zum Bezirkeparteitag, der am Sonntag in Halle ſtatt
findet, wurde Gen. Schulze delegiert. An der Diskuſion beteiligten
ſich nur die Delegierten. Die vorgerückte Zeit gebot Einhalt. An-
jäßlich des Metallarbeiterſtreiks ſind bei der Firma Pittler (Wahren)
die Mitglieder Paul Lange und Paul Knöſing zum Streikbrecher
geworden. Die Funktionärſitzung beantragt den Ausſchluß aus der
Partei. Dem Antrag wurde einſtimmig entſprochen. Desgleichen
wurde von den Funktionären beantragt, gegen den Bürgermeiſter
Edgar Patſchke ein Ausſchlußverfahren einzuleiten weil er
den Stahlhelmrummel beſucht hat. Auch dieſem wurde einſtimmig
ſtattgegeben Hoffentlich wird er von den Stahlhelmern zum Ehren-
mitgltede ernannt.

Artern. Eine Generalabrechnung mit den Stahl-
helm-Lügenbeuteln. Wie in den meiſten Orten des
a ſer Kreiſes machte ſich auch in unſerer Arbeiterſtadt in
letzter Jeit die Stahlhelmbewegung in einer Weiſe bemerkbar, daß
es allerhöchſte Zeit war, daß ſich die Arbeiterſchaft einmal über
die öße der darin liegenden Gefahr Rechenſchaft ablegte. Das
geſchah in einer öffentlichen Verſammlung, die am Donnerstag im

roßen Saal des Goethehauſes ſtattfand, und zu der nicht nur die
rtener Proletarier in e Maſſen erſchienen, ſondern auch die

S vaterländiſchen Verbände ihren Anhang geführt hatten.
nlaß zu der Verſammlung boten die völlig unbegründeten Ver

leumdungen, die eine örtliche Stobierwgrege in der letzten Stadt
verordnetenſi den in ſeiner Mehrheit ſozialiſtiſchene e Wehlfahrtsausſchuß erhoben hatte und die
Tat man ſich nicht ſcheute, einen unerhörten Druck auf
die Geſchäftswelt auszuüben, um die von den berufenen Fürſorge
organiſationen eingeleitete Sammlu zur Veranſtaltung eines
Weihnachtsfeſtes zu ſabotieren. Die Ankündigung der Verſamm-
lung durch die Ortsleitung der VSPD. hatte genügt, um das ge
ſamte Faſciſtenlager zu mobiliſieren. Aus der näheren und weiteren Umgebung ſo aus Ritteburg, Schönfeld, Gehofen uſw. und
natürlich aus Artern ſelbſt kamen ſie mit mehr als militäriſcher

ünktlichkeit in Gruppenkolonne anmarſchiert: die r derSe der Wehrwolf und wie die „vaterländi Putſch
organiſationen alle heißen mögen. Aber auch die Arbeiterſchaft
Arterns war auf den Plan getreten, erfreulicherweiſe in ſo hellen
Scharen, daß der geräumige Saal ſchon eine Stunde vor Beginn



der Verſammlung tatſächlich m voll war. Die mit
gebrachten Knüppel mußten die Stahlhelmjünglinge zu ihpxernen Aerger draußen im Vorraum zu Bergen Wuſtn Die ent
a auftretenden Proletarier duldeten nicht die Mitnahme der

„Geiſteswaffen“ in den Saal. Genoſſe Kaſparek 5 ſprach
über das Thema: „Die Verleumdungen der vaterländiſchen Ver-
bände und ihr wahres Geſicht“. Mit rückſichtsloſer Schärfe riß er
im Verlaufe ſeiner zweieinhalbſtündigen, oft von ſtürmiſchem Bei-
fall unterbrochenen Ausführungen die Maske von der „vaterländi-
ſchen Heuchlerfratze und zeigte die Stahlhelmbewegung ſo wie ſie
in Wirklichkeit iſt. Unter atemloſer Stille und ungeteilter Auf-
merkſamkeit zerpflückte er das Lügengewebe, das von der regktio
nären Führerſchaft gegen die Sozialdemokratie in den der Wahl
propaganda dienenden „deutſchen Abenden“ und der ſich unparteiiſch
gebenden Lokalpreſſe geſponnen wird. Die Stahlhelmer hatten ſich
einen Diskuſſionsredner aus Weimar geholt, der mit den Schmutz
waffen, die den Vöſkiſchen bei den Thüringer Wahlen den 4
blicksſieg verſchafften, kämpfte. Alle Regiſter der perfideſten Ver
leumdung und unverſchämteſten Verdrehung wurden gezogen, um
die Schlechtigkeit unſerer Partei und ihrer Führung zu beweiſen.
Jnmitten ſeiner Rollkommandos auf einem Tiſche ſtehend, ent
leerte er einen Schmutzkübel nach dem andern, in der Meinung,
daß die leider auch hier immer noch zerſplitterte und demzufolge
r Arbeiterſchaft ſich beſudeln laſſe. Er hatte ſich gründ-
ich verſpekuliert. Nur mit Mühe gelang es dieſem Prachtexemplar

eines „vaterländiſchen“ Phraſendreſchers, die aufs tiefſte empörte
Verſammlung mit ſeinen Tiraden faſt eine Stunde lang zu be
läſtigen. Ein auswärtiger Kommuniſt ſprach im allgemeinen ſach
lich, wenn er es ſich auch bei dieſer höchſt unpaſſenden Gelegenheit
nicht verkneifen konnte, der VSPD. aus ihrer Zuſtimmung zum
Ermächtigungsgeſetz die bekannten Vorwürfe zu machen. Brau-
ſenden Beifall fanden die Schlußworte des Genoſſen Sauer: Mann
der Arbeit aufgewacht und erkenne deine Macht! Jm Schlußwort
knöpfte ſich der Referent den Stahlhelmapoſtel gehörig vor, er
innerte die dieſer Organiſation aus den bekannten Gründen fol

indeordnung und führte ihnen vor Augen, was ihnen blüht, wenn
nicht ganz raſch wieder auf den nis richtigen Weg des ge

meinſamen proletariſchen Kampfes gegen die Unterdrücker in jeder
Geſtalt treten. Die Verſammlung war ein großer Erfolg ſie
hat geigt, dag die Arbeiterſchaft entſchloſſen iſt, dieſes Giftkraut
ausauro Anfang ſoll durch ſtrengſten Boykott derjenigen
Geſchäftsleute geſchehen, die Mitglieder des Stahlhelms ſind und
eine Agitation gegen die beiden Ortsblättchen gemacht werden.
ür das „Volksblatt“, dem ſchon in der Verſammlung eine
nzahl alter Freunde wiederzügeführt werden konnten, ſoll in

allernächſter Zeit eine durchgreifende Propaganda entfaltet werden.
Es geht wieder vorwärts und aufwärts! Keiner will mehr und
keiner darf mehr zurückbleiben, wenn es gilt, der Reaktion ent
ſchieden entgegenzutreten.

Torgau. Demokraten von heute Herr Fabrikbeſitzer
F. H. Schmidt hat wieder einmal geredet Diesmal bei den Frack
chützen im „Anker“. „Zurück zur Einfachheit“ war ſein Text, nur

n kann Deutſchland wieder ho en. Garzz unſere Mei-
nung, Herr Schmidt! Arbeiter gibt es nicht in dieſem Verein,
denn dieſe ſind viel zu einfach dazu. Alſo werden die Frackſchützen
ſelbſt zur Einfachheit zurüſkkehren müſſen. Welcher echte Deutſche
bringt es wohl noch fertig, heute eine ganze Villa allein zu be
wohnen? Stube, Kammer und Küche g. vollkommen. Herr
Schmidt iſt dann in der Lage, mit den Villen ſeiner Familie die
röbſte Wohnungsnot allein zu beheben. Wer fährt noch Auto?

Feder Deutſche geht nach Schützenart zu Fuß. Der Kommißſtiefel
im Salon, die Holzvantoffeln zu Hauſe, das iſt einfach. Viele
Deutſche können ſich das noch nicht einmal leiſten. Wir ſind gern
bereit, den Frackſchützen noch weitere Vorſchläge zu machen, wie
man am beſten zur Einfachheit zurückkehrt.

Kemberg. Ein Rathaus für den ſechzehnten Teil
eines Pfennigs. Jn der letzten l l erſtattete Bürgermeiſter Dietze den Verwaltungsbericht auf das Jahr

e Landarbeiter an die ſchmachvollen Zeiten unter der Ge

re

on

1028, dem wir folgendes entknehmen: Das Sappt ereignis
Stadt war der Rathausumbau. Seit Jahr und Tag
wurde er nun in einer Ba von neun Monaten um ſo
durchgeführt. Dabei wurde ein Bürgerſaal ei

meinnützigen Vereinigungen koſtenlos eizung und
eleuchtung) zur Verfügung ſteht und täglich benutzt wird. Die

Rathauskoſten ugen 608 719 006 Mk. an Material und
Arbeitslohn und 806388 473 Mk. für die innere Ausſtattung, oder
umgerechnet nach dem jetzigen Geldkurs 0,06 Pf. Baukoſten und
0,003 Pf. Ausſtatt koſten. Dieſes Rechenexempel wird ſpäte
ren Geſchlechtern ein beredtes Zeichen unſerer traurigen Währungs
derhaltnige von 1928 ſein. Die im Juni gegründete Sama-
riter-Kolonne wurde durch Anſchaffung eines modernen
Krankenwagens unterſtützt. Unfälle kamen 6 vor, 2 ſchwere und
4 leichte. Die Mütterberatungsſtunden wurden regelmäßig be
ſucht. Am 1. Mai ließ ſich ein zweiter Arzt nieder. Beim Standes-
amt ſind für 1928 zu verzeichnen: 86 Geburten (1922 49, 1921 53,
1920 67), 27 Aufgebotsverhandlungen, 26 Eheſchließungen (1922 38)
und 40 Sterbefälle (1922 40). Das Städtiſche Elektrizitätswerk
gab 33 668 Kilowatt Licht und 22977 Kilowatt Kraft ab. Die
Stadtſparkaſſe hat ſich weiter günſtig entwickelt. Bei der Giro-
abteilung wurde am 1. Januar der Scheckverkehr und am 1. Mai
der bankmäßige Kreditverkehr eingeführt. Der reichhaltige Bericht
zeigt trotz der widrigen Zeiten eine erfreuliche Entwicklung der
Stadt Kemberg.

Verantwortlich für Politik und Wirtſchaft: F. O. H. Schul
fur Feuilleton und Lokales: Hermann Lange; für Gewerk-
ſchaftliches, Provinz und Sport: Gottlieb Kaſparek; für
den Anzeigenteil: Wilhelm Herzig ſämtlich n Halle
Verlag: „Volksblatt“ G. m. b. H. Druck: Halleſche Genoſſen

ſchafts-Buchdruckerei, e. G. m. b. H., Halle. Harz 42/41

h

Periadin die Grosse Kostet 40 Gold tenne.

Heinrich Prang
kommt

Vereins-Kulender

der VSPD.,
Freien Gewerkſchaften, Geſelligen Vereine
ſowie der ſozialiſtiſchen FrauenZuſammen-
künfte im Berirk Halle- Merſeburg
Sekretariat der VSPD.

e

n S

Halle (Saale), Harz 42/44
Hofgebäude, 2 Treppen Fernruf 1028.
(Ortsſbureon daſelb (Fernru'i 1029)

e

SDie Veröffent'ichungen der VSPD. im Vereinskalender
erfolgen, wenn nicht koſtentos, gegen beſondere Ver

Parteigenvſſen. Die Aufklärung der
Krauen iſt zwingende Notwendigkeit
Bringt deshalb zu allen Veranſtaltungen

der Partei Cyre Frauen mit.

Halle.
Pro ßkommiſſion. Dierstag, d. 20. Fe

bruar, atends 5 Uhr, im Verlagskontor
Sitzun

Arbeite r-Bildungs ausſchuß. Montag
den 18. e rugar, abenes 8 Uhr, im BGe-
werkichaf baus“. Erſter Vora (Kinder
ſeelenhunde Gen. Le rer Görſch. Zahl-
reiche 2 eteili un deſonters der Lltern
ſchulpflichig werden der Kinder erwünſcht

„urgtwaren
hochfeine Oualitäten

einbarung die oller onderen Vereine zum jeweiligen Rot- un Leberwurst 1,20 per pfü.

i e en Brauncchc. Mettwurst 1,30 per Pf. König Lear. ort ben be en dung
t Vereit tanntgegeben. Mittwoch: 69.Ma ralz gehen ie brauchen au et4 Knackwurst, extrafeln 1,3 g per pfü. c armen. thut g g S

F. h. Krause

Thüringer

ouoGBEDOGGOGOBGGGGOAGOGOGGOGOGOIS

Drei Könige Heinrich Prang
5279

dte
ijtten,
loſer

richtet, der allen
auch freie Heiz

Nur Dienstag

Stadt Theater
Mienstar, odends 7 Vhr:

2 Waaggons 23000 Pfund
blutfriſche grüne

das Pfund nur 8
Leistungsfähigste

Nur ſolange Vorrat.Bezugsquelle für

leiſten, es wird dann der ſtärkſte Anin allen Filialen um land an
Merseburger Str. 95

Bruno Parfs
Leipziger Str. 12.

drang glatt bewältigt.

Nordsee Nur Gr. Vrichetr. 56

So ialiſtiſche Studerterng uppe. Mon gr
tag, der 18. Feb uar a ends, Uhr im
„Cewerkſchafts aus Erſte A end, über
„Kinderſeel nkunde“. Genoſſe Görſch.
Passencor Die Mit liederver amm-

t l lung der Parte die für
heute zinbdbe Uufen war findei erſt am
Donnerstag ſiatt
Sar gerhausen, bruar abends U r
im Lokal „Her enkrug“ Mitgtiederver
ver an mlung Zaul eiches Eiſcheinen wird
erwar et.

Dienstag abends 8 Uhr im „Bats-
keller“ Mügliererverſammlung der Orte
aruppe „Arteiterwo lfahri“
Tor au Di Eeneral- VerſammlunL Ull. findet Montag, den 18. Hebr
a e nts S Uhr in der „Quelle“ ſtatt.
Vollzählices C ſcheinen iſt erforderlich

Dienstau, d. 19. HebrugnAmmencCorf. abend 7 Uhr, in de
„Warie“ Mitahederveriamm; ung Vor-
trag des Geroſſen Landrat Müller. Samt-
liche Mitelieder müſſen erſche nen.

Arbe ter-S amar ter-Kolonne. Am
Nimwoch, dem 20. i bruar, abds. e 8 Um
beginnt in der Schule zu Rac well ein
Samarit r-5 urſus. Arbeiter und Ar

Monta den 18. Fe

BResnehen

Am Kiebeckp a

Der grobe Erfolg!

Rummel platz

les leienßi
Acht Akte aus Wiens goldener

und eiserner Zeit.

NXachmittag- 4- Uhr-Vorsteliung
Kur diese dietet Gewähbr für einen guten Plata!

Saglm. nener Bühne e DrUCksacnen Til.1274 1275, 4966
liefert dio Verſandbaus direkt auf dem

L ehb D hanesehe Benossen
hatte Buehäruckere

mittel Spreiswert und
gut kauft man bei

kümunt Sonn,

Hermannſtr. 7,
Hirmanp-Ecke

W Henrielt: nſtiJ

KRarry Piel
Her König der Abenteurer

in seiner neuesten Sensation:

Wascnseiſe bie
d Rie el ca. 250 2,50

20B egel ca. 250 0 Mk. 4,50
60 Riegel Ca. 250 o M. 12, 00

frei Hans Nachnahme
koksteins Seifenfabrik

Braunscehweig
Hadamenweg 139.

war ein soleh außergewöhnliches Angebot. Zum
Verkaut gestellt ist ein Posten

hochfeiner Orient- Blatthruch
für kurze und lange Pfeiten

Ausnahmepreis: 100 Gramm 50 Pfg.
Pfund 1,25 Mk.deruhen und Man

Angebote,
Unterricht,

Der falsche Emir

Erste-Sie nneh Möc lichkeit die

Halt!
Kleine Anzeige
vre;: Kau Geſuche un

Verwmietunger
Etellen geſucht

GSereinsnachrichten uſw. ſin
den er Sett ihren Erioſe

Otto Hertens, Halle d. S.
Tabak waren

Gr. Steinstr. 32 (neben der Viktoria- Apotheke),
Freiimteider Strasse 10 z Alter Mnrkt 3

bein innen, weſche an einem ſolchen
Kurſus teilhyehmen möchten, ſind herzlichſt
eingeladen
Mersebure Donnerstao, 21. Fervar

D. atends Urr im Tivoli
Am lieerr Verſammlung LTacesordrun
Birichte von ter Unterdezirk-Konſerenz
und Bezirksrarte tog. Es wird geheten,
1 Brikeit mitzubring en.
Brehna. Mi lwoch, den 20

abends 8 Uhr. im Gaſthof
„Zur Erholung': Oeffentliche Volksver
ſammlun g. Tagesordnung Die Schickſals-
ſtun e des Proletariats. Redner: Genoſſe
Peters Hall.
Bitterfeld Donnerstag, 21. Februar

giends 7 Uhr im Bahn-
hofsr aurant Richter Nitolieder- Ver-
ſammlurn g. Tagesordnung Bericht von
der Unterbezirkes konferenz und dem Be-

Be ichterſtatter Genoſſe
Erſcheinen iſt

Februar

zirke parteitag.
Bieusker (Friedersdorf).
Pflicht.

Mansſelder Lande.
Jur gſozialiſten Dienstao, den 19. Febr.

8 Uhr, pricht Gen. Di. B cherHolle über
den Snkalt der itzigen Reiche verfaſſun
u. a auch über den A tikel 48. Sorgt fü
pünktiiches Erſcheinen.

Zentralbibliothek Halle
urgftraße 27 Volksépark).

Geoffnet Dienstag u. Donnerstag
abends 6 tis 8 Uhr. Bücherverzeichniſſe
zu haben in der Volksbuchtdl.. Harz 42144.

Drucksachen
re I ubeinimm untefer ſchneb und ſauver

kalleche CGenossenschafts-Buchruchere

Käse
Edamer, im (rahfät 1,20 per Pf.

Tafelkäse, pikant 0, 85 per Pf.

Emmentaler Schachtelk
hochtein im Geschmack

F. H. Krause

Achtungl Spotthliig! Achtung

Restposften
UlSter und Anzüge

gibt äußerſt billig auch an Private,
im einzeln n ab

e EEEEEEEEKXKEREEXXEE 2la Linchwolle 110 Pinnä p. tWiederverkäufer Fxtrapreiso S rn Sewinder, Gorndorxer Strab 16 IIIcCcCunMMCn0DDDDD8DCODDDGBII
in jeder Preislage
bei billigster Be-
rechnung führt aus 2
GudADDDD0DDCccCCCCCcCCbö]

Merseburg
Hirtenstrabße 14

h d hF. Wemer, Schoeſdermetr, Wilhelm.

J ſo u
in allen Filialen

Allgemeine Gexchlchte
des Sozialismus
Bondehen des kompten orliegenden

kes iſt in vielen tauſend Exen plaren
verbreitet.
Arbeit, die die ſozialen Kämpfe vem
mm bis in die neueſte Zeit ſchildert, kann
mit ren beſten Werken populärer Geſchichts
ſchreibung in eine Reihe geſtelli werden.
Dieſe in u roten Pappbanr gebundene

WVolksblatt Buchhancung

Halle (S.), wur r. Vlriehetr. 27

„G
a Arbeitsmark

5324

Neu
Max Beer Wir ſuchen

2 zuverlässige
Vorarhelter

mit längerer Erfahrung für alle an
Knochevkohlenfiltern und Vacuum-
ein dampfapparaten vorkommenden
A'beiren. Angebote mit genaue
Angabe der bisherigen Tätiakelt erb.

Deutche Rahena Gczel Schaft I.

Barhby Eibeo.

Beers wirklich herv u
lrer

abe koſtet 8 Mark.

h

orden.
Polizeiberi
jsher nich
Ein hal
ommen
z halliſch

eröffentli

K

Zur allge
och von
ſtellte Wi

ſten Linien
ir erfahrer
ahn wird

uf die Be
ß ein Sta
es bekom

enn dabei
rch die S
erletzt w
Wann ge
traßenbahi
nd doch w
icht mehr
ihn ſo viel
efizit.
mber ſtänd

n der Zeit

r

r

Außer der
ſte Febr
acht ſich al
emerkbar.

rozent an
ahme im

e Ausgabe

ten belau
itskräfte,

etriebes he
laſten. D

8sgeſamt 14

innahmen
ſten n ich
glichen
rden kann
Dieſe Uebe
er Arbeit
d. owie au

ahlt und
h auf der

nd einfach
e doch die
haffen hat,

zuläßt, d
ollgepiropft
henn der
erkehrsverh
ann muß di

S

Cering

Halles Eit
hreibung de

zum erſt

usſchließlich
ährend im
achs aufwie

nd Geburte
eichzuſtand

üllen nur 8
ter 17 Tot

ie imme:
rch einen
el m e h r
ch bei den
ehr ausme
lkerung na
ung der
ahren b
anner in d
inken wa
aßigen Ve
nnern zu
ich ſchleck
f je 49 M

Um

Die lebhaftt den a

iuſer umfa
eine auf 56
d 3 Typen

p B: Sie



I

W

Jahrg. 1924 e r.

halle und Saalkreis.
Halle, den 18. Februar 1924.

Die halliſchen (Vaffenfunde.
Ein Waffenhänaler verhaftet. Die Preſſeſtelle es

„Stahlhelm“ ſchweigt.
Vir berichteten vor einigen Tagen, daß Gerüchte über Wa ffen
unde in der Stadt umlaufen. Der Jnhalt unſerer Veröffent
hung trifft nicht nur im vollen Umfange zu, ſondern es ſind
ch die Beſchlagnahme auch noch Spuren aufgedeckt worden, die

ber Halle hinaus bis Ham m in Weſtfalen und bis nach Meck
nburg führen. Dort ſind ebenfalls Waffen gefunden

orden. Nach einer Meldung des „Vorwärts“ iſt ein amtlicher
Polizeibericht mit Rückſicht auf die erhebliche Verdunkelungsgefahr

jsher nicht veröffentlicht worden.

Ein halliſcher Waffenhändler wurde in Haft ge-
ommen. Jntereſſant iſt, daß die ſonſt ſo rührige Preſſeſtelle
z halliſchen „Stahlhelm“ bisher den Mut zu ablenkenden

eröffentlichungen nicht gefunden hat.

Keine Betriebserweiterung der
Straßenbahn.

Der Magiſtrat gegen aie Stadtoerordneten.

Zur allgemeinen Ueberraſchung der Bevölkerung iſt die am Mitt
och von Herrn Stadtrat Balke für den 15. Februar in Ausſicht
tellte Wiedereröffnung der Linie 3 und die Wiederherſtellung der

ſten Linienführung bei Linie 4 nicht verwirklicht worden. Wie
ir erfahren, hat der Maaiſtrat ſich dagegen erklärt. Die Straßen-
ahn wird jetzt vom Magiſtrat als melkende Kuh betrachtet, die her-
eben muß, was ſie nur kann, um dem leeren Geld'iäckel der Stadt
u die Beine zu helfen. Wir haben ein gewiſſes Verſtändnis dafür,
ß ein Stadtkämmerer, der in Not iſt, verſucht, Geld zu holen, wo
es bekommen kann wir müſſen uns aber energiſch dagegen wenden,

enn dabei die Jntereſſen des Verkehrspublikums und der
rch die Sparmaßnahmen in Mitleidenſchaft gezogenen Arbeiter
erletzt werden.
Wann gedenkt der Magiſtrat überhaupt zur Erweiterung des
traßenbahnbetriebes überzugehen Die Verkehrsverhältniſſe in Halle
nd doch wahrhaftig nur unter zwingenden Umſtänden, die heute
icht mehr veſtehen, verſchlechtert worden. Heute macht die Straßen
ihn ſo viel eberſchuß täglich, wie bei Einſchränkung des Verkehrs
efizit. Die Einnahmen der Straßenbahn ſind ſeit Anfang De-
mber ſtändig geſtiegen ſie betrugen durchſchnittlich pro Tag:
n der Zeit vom 1.--10. Dezember 1923 2132 Goldmark

11.-20. 19233. 3000e I I 21.--31. 1923 4.160 z3 I. 10. Januar 1924 351111.--20. 1924 382121.-31. 1824. 5816I. 10. Februar 1924 4 116
Außer der Dekade, die die erſte Weihnachtswoche einſchloß, hat die
ſte Februardekade die höchſten Einnahmen gebiacht; es
acht ſich alſo eine fortdauernde Gefundung des Straßenbahnbetriebes
emerkbar. den genannten Einnahmen kommen noch täglich 16
rozent an Vergünſtigungstarifen hinzu, ſo daß die Geſamtein-
ahme im Februar täglich 4116 658 4773 Mark betrug.

Ausgaben an Löhnen und Gehälterit für die Arheiter und Be
ten belaufen ſich gegenwärtig auf rund 1200 Mark täglich 60 Ar

itskräfte, die eingeſtellt werden müßten, um eine Erweiterung des
etriebes herbeizuſführen, würden das Lohnkonto mit weiteren 240 Mk.
elaſten. Das ergäbe eine tägliche Lohn- und Gehaltsſumme von
sgeſamt 1440 Mark. Die reſtlichen rund 3300 Mark der täglichen
innahmen werden von den ſonſtigen Betriebs- und Unterhaltungs-
ſten nicht annähernd verſchlungen, ſo daß mit einem
glichen Ueberſchuß von weit über 1000 Mark gerechnet
rden kann.
Dieſe Ueberſchußwirtſchaft wird aber nur betrieben auf Koſten
er Arbeiter der Straßenbahn, deren Löhne gewaltig reduziert
d. ſowie auf Koſten des Publikums, das hohe Fahrpreiſe

hlt und ſchlecht befördert wird. Die Zuſtände, die ſich täg
h auf der noch allein beſtehenden Hauptlinie 7 bemerkbar machen
nd einfach jkandalöss. Wir müſſen uns wundern, daß die Polizei,
e doch die allgemeinen Verkehrsvorſchriſten füc die Straßenbahn ge
haffen hat, ſich gar nicht um deren Durchführung bekümmert und

zuläßt. daß zeitweiſe die Straßenbahnwagen mit Fahraäſten ſo
ollgepiropft ſind, daß daraus die böſeſten Folgen entſtehen können.
Wenn der Magiſtrat in ſeiner Rückſichtsloſigkeit nicht für beſſere
erkehrsverhältniſſe ſorgt, trotzdem jetzt die Möglichkeit gegeben iſt,
inn muß die Aufſichtsbehörde ihn dazu zwingen

Ceringe Zunahme der Einwohnerzahl.
Es gibt wieder wehr Männer.

Halles Einwohnerzahl hat am 1. Februar 1924 nach der Fort
dreibung des ſtatiſtiſchen Amtes 195 376 Perſonen betragen. Das

zum erſten Male ſeit beinahe einem Jahre ein kleincs
Aus gegenüber dem Vormonat, denn am Januar 1924 waren
u Perſonen ermittelt worden. Die Einwohnerzahl vomFebruar 1928 von 1695 975 Perſonen iſt aber noch nicht wieder
richt. Der Gewinn von 258 Perſonen im Januar 1924 iſt faſt
ſchließlich Ueberſchuß des Zuzuges gegenüber dem Fortzug,
ihrend im vorigen Jahre, wo der Februar keinen merklichen Zu
ahe aufwies, Zuzug und Fortzug gleich ſtark waren. Demgemäß

nd Geburten und Sterbefälle periodiſch in einem gewiſſen Aus
Heichzuſtande. d der Tat zeigt der Januar 1924 bei 291 Sterbe

len nur 800 Geburten in der einheimiſchen Bevölkerung, dar
ter 17 Totgeburten.

Zuwachs der Einwohnerzahl überwiegendie immer, wenn der
ch einen Wanderungsgewinn entſteht, ſtecken darin ſehr

Perſonen. Dae mehr männliche als weibliche
den Geburten das männliche Geſchlecht immer ein kleinesch bei

ehr ausmacht, ſo verſchiebt ſich die Zuſammenſetzung der Be
kerung nach dem Geſchlecht allmählich in der Richtung einer Er
ung der Zahl der männlichen Perſonen, nachdem in den letzten
zhren vor allem durch die Kriegsverluſte der Anteil der
anner in der Geſamtbevölkerung geradezu erſchreckend ge
inken war. Wir kommen jetzt bereits wieder zu einem zahren
zigen Verhältnis der beiden Geſchlechter von 48,0 Prozent
nnern zu 520 S Frauen, während wir im Kriege erich ſchlechter daſtanden. Vor dem Kriege entfielen allerdings
je 49 Männer bloß 51 Frauen.

Um das Dach über dem Kopf.
Erweiterung der ſtädtiſchen Siedlungen.

Die lebhafte Nachfrage nach Einfamilienhäuſern mit Gartenland
t den Magiſtrat veranlaßt, das urſprünglich nur 12 Einfamilien
zuſer umfaſſende Bauprogramm der Siedlung hinter der Artillerie
ne auf 56 Einfamilienhäufer zu erweitern. Die Neubauten ſollen

d 3 Typen errichtet werden. Typ A: Vier FünſhäuſerGruppen,
des Haus beſtehend aus drei Stuben, einer kleinen Kammer Wohn
de Spültüche. Abort, Kellerraum und Dachboden, 80) qm Wohnfläche;
wp B: Sieben Doppelhäuſer, beſtehend aus zwei Wohnräumen,

Zweites Blatt.

wei Schlafzimmern, Kochküche, zwei Kellerräumen, Abort, Boden,
tall und Waſchküche 64 qm Wohnfläche: Typ 0: 22 Häuſer als

Doppelbäuſer oder vier Häuſergruppen, beſtehend aus Diele, zwei
Zimmern, drei Schlafzimmern, Küche, Baderaum mit Abort, Waſch
küche drei Kellerräumen und Boden, 93 qm Wohnfläche.

Die Bauvorhaben, ſollen wiederum mit Baukoſtenbeihilfen
der Wohnnnasintereſſenten durchgeführt werden, die auf 1900, 2300
bezw. 2900 Goldmark feſtgeſetzt worden ſind. Die Beihilfen ſind in
einem Betrage im voraus zu entrichten oder aber inRatenzablungen, die ſich auf acht Mongte ve'teiſen bei einer ſofortigen
Anzablung in Höhe von 800. 1000 bezw. 1400 Goldmark. Außer
dem Bauvorhaben hinter der Artilleriekaſerne ſollen weiterhin noch
an der Friedenſtraße drei Einfamiliendoppelhänfer
exrichtet werden, die größeren Anſprüchen Rechnung fragen. Die
Baukoſtenbeihilfe für dieſe Wohnungen beträgt 8500 Goldmark. Auch
hier werden bei ſofortiger Anzahlung von 5000 Goldmark Raten-
zahlungen zugebilliat. Die Stadtgemeinde gewährt für die Beihilfe
ein 2jähriges, veräußerliches Anrecht auf die erſtellte Wohnung. Als
Mietvreis hat der Wohnunagsinhaber die Zins und Tiloungésraten
für die aufzunehmenden Hypotheken ſowie die tatſächlichen Betriebs-
und Unterhaltungskoſten zu entrichten. Der Mieter wohnt alſo, ſo
bald die Goldmieten in den Altwohnungen erreicht ſind, um den

T Zuſchuß billiger. Für den Fall, daß die ver
anſchlaften Baufoſtenhilfen nicht ausreichen, wird die Hälfte des
Fehlbetrages durch Hyvotheken abgedeckt, während die andere Hälfte
von dem Zuſchußgeber nachzuzahlen iſt.

Die in Ausſicht genommene Finanzierung. ſo ſchreibt uns der
Magiſtrat, ſtellt zurzeit die einzige Möglichkeit dar den Wohnungs-
bau weiter zu berreiben. Das von der in Ausſicht genommenen
Mietzinsſteuer in der erſten Hälfte der Banperiode größ. re Be
träge auf den Wohnungsban entfallen werden, iſt leider nicht anzu
nebmen. Es wäre daher ſehr zu begrüßen, wenn auch andere inter
eſſierte Kreiſe in der gleichen Weiſe wie die Stadtgemeinde vorgehen
und die Bautätigkeit wieder in Gang bringen würden, damit für das
völlig darniederliegende Baugewerbe und die davon abhängigen Ge
werbe wieder Arbeitsgelegenheit geſchaffen wird. Die Vorarbeiten
für die ſtädtiſchen Bauten ſiud ſoweit gefördert. daß nach Aufhören
des Froſt wetters alsbald mit dem Bauen begonnen werden kann.
Außer obiger Siedlung werden noch 21 Wohnungen in dreigeſchoſſigen
Wohnhäuſern an der Weiſeſtrage errichtet werden.

Die Schönheit beim häulerbau.
Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe haben, wie der Miniſter für

Volkswohlfahrt in einem Erlaß ausführt, zur Folge gehabt, W
auch im Hochbaugebiet Kleinhäuſer errichtet werden. Hierdurch
wird vielfach ein in ſtädtebaulicher Hinſicht wenig befriedigender
Zuſtand geſchaffen, weil meiſt ein Uebergang vom Hochbau zum
Flachbau fehlt und die Brandmauern der mehrgeſchoſſigen Häuſer
unverdeckt bleiben. Die Errichtung von Flachbauten inmitten
bebauter Hochbauviertel läßt ſich mit Hilfe der Geſetzgebung gegen
Veranſtaltung im allgemeinen ebenſowenig wie durch Bau-
ordnungsbeſtimmungen verhüten, weil in Preußen der Grundfatz
der Baufreiheit beſteht. Denno chtvird in vielen Fällen, namentlich
dann, wenn es zur Ausführung des Bauvorhabens eines Bau-
diſpenſes oder einer Ausnahmegenehmigung vom ortsſtatutgriſchen
Bouverbot bedarf, mittelbar eine Möglichkeit vorliegen, auf den
Bauherrn im Sinne einer einwandfreien Geſtaltung ſeines Bau-
vorhabens einzuwirken. Unter Umſtänden wird es ausreichen, den
Bauherrn im Verhandlungswege zu veranlaſſen, die Grundriß-
anordnung und die Mauernſtärke ſo zu wählen, daß ſpäterhin die
Aufſetzung neuer Geſchoſſe ohne Schwierigkeiten möglich iſt, oder
das Kleinhaus auf das Hinterland zu ſetzen, ſo daß die ſpätere Er
richtung eines mehrgeſchoſſigen Gebäudes in der Straßenfront
möglich ſei.

Parteinachrichten.
Frauenaruppe. Vielen Wünſchen unſerer Genoſſinnen entgegen-

ukommen, veranſtaltet die Frauengruvpe des Ortsvereins Halle am
Mittwoch. dem 20. Februar. abends /28 Uhr, einen Unter
haltungsabend im G werſſchaftshaus. Da der erſte Unterhaltungs-
abend guten An lang gefunden hat, erwarten wir auch diesmal eine
rege Beteiligung. Alle Parteigenoiſinnen ſowie Gäſte ſind herzlich
eingeladen.

Bildungsausſchuß für Elementarfächer. Die vorgeſehenen
nur beginnen am Dienstagnachmittag 4 Uhr in der
Talamtſchule. Wir bitten alle Genoſſen, die ſich daran beteiligen
wollen, ſich pünktlich einzufinden.

Die Wahlordnung für die Wahlen zu den Gemeindevertretungen,
Landbürgermeiſtereiverſammlungen Amteverſammlungen und Kirch-
ſpiel-Landgemeindevertretungen wird ſoeben in einer Sondernumm n
des Min ſterialblatts zür die Preußiſche innere Verwaltung (Nr 8
vom 14. Februar) bekanntgemacht.

Ein Fahrrad erſchwindelt. Am 12. Februar hat ſich ein an
eblicher Arzt Dr. Lippert hier auf betrügeriſche Weiſe in denVeſiv eines Damenfahrrades, Marke Rex, mit roten Griffen,

neucr Bereifung Freilauf Viktoria nur auf einer Seite ein Schutz
netz, geſetzt. Er bat angegeben, hier in einer Klinik beſchäftigt zu
ſein, kat auch mit den örtlichen Verhältniſſen daſelbſt Beſcheid

wußt und den Eindruck eines gebildeten Mannes gemacht. Be
chreibung: 30 bis 35 Jahre alt; 1,70 bis 1,75 Meter groß; ſchlank

und ſchwächlick; mittelblondes Haar; bartlos; blaſſes längliches,
verlebtes Geſicht; eingefallene Wangen; ſchmale, ſpitze Naſe; hebt
beim Gehen die Schultern, wie wenn ein Kleidungsſtück unbequem
ſitzt. Bekleidung: Graue Hoſe mit Umſchlägen; grauer, zwei
reihiger r gehe mit hellerem, abgenutztem Samtkragen
(ſog. Fracküberzieher); weicher, grüner Hut; graue Wildlederhand
ſchuhe. Mitteilungen behufs Ermittelungen des Täters und des
Fahrrades werden an den 5. Kriminalbezirk erbeten.

Wafſerrohrbruch Bei der Reviſion des Grund fückes König
ſtraße 4 bemerkte in der letzten Nacht der Wächter Nr. 4 der Halleſchen
Wach und Schließgeſellſchaft einen Rohrbruch der Wiſſerhauptleitung.
Das Waſſer überſchwemmte den ganzen Keller. Er benachrichtigte
ſofort die Feuerwehr, welche das Waſſer in eineinhalbſtündiger Arbeit
auspumpte.

Hhamiſches Theater und KRunſcreden.

Stadttheater. ute, Montag, 725 Uhr: „Die Wildente“.
Dienstag: „König Lear“. Mittwoch: „Carmen“. Donnerstag:

„Die Wildente“. rei e n e arTod der Athene“ als zweite Uraufführung dieſer Spielzeit unter
Regie des Jntendanten Dietrich in Szene. Sonnabend kommenauf vielfachen Wunſch „Die luſtigen Weiber von Winſor“ noch ein

mal zur Aufführung. Sonntag: „Carmen“.
Spieltage der Volksbühne. Die Wildente“: Montag (T) und

Donnerstag (K); „Carmen“: Mittwoch (D). Für die Mitgliederder 2. Rede (Theatergemeinden A bis F) ift jetzt Gelegenheit,
gegen ſern der Mitgliedskarte in der Geſchäftsſtelle, Karten

ur „Wildente“ von Jbſen zu bekommen. Freitag, den 22. Februar,
8 Uhr, im Dom Aufführung der MatthäusPaſſion; Karten in

a Kart Auffüh der Matthäus-PaſVolksbühne. Die en zur Aufführung der Ma
ſion im am Freitag, dem 22. Februar, abends 58 Uhr, ſind
noch in der u haben. Dank einer freundlichenSpende WerſchenWei elſer aunkohlen wird der Dom ſehr
gut geheigt ſein.

ndorf. Die Mitgliederverſammlung der Partei, diefur e abend einberufen worden war, ſindet erſt am Donnerstag ſtatt.

Montag, den 18. Februar

Gewerkſchaftsbewegung.
Arbeitszeit und Produktionsſteigerung.

Jn der Arbeitszeitverordnung iſt bekanntlich der Achtſtundentag

i anerkannt eseſtimmungen vorgeſehen, die eine Verlängerung der Arbettszett
durch tari Vereinbarungen und Schiedsſpruch bis zu zehn
Stunden t I zulaſſen. Von dieſen Ausnahmebeſtimmungen
machen die Unternehmer und vor allem auch die Schlichtungsaus
ſchüſſe und Schlichter reichlich Gebrauch, ſo daß der prinzipiell an
erkannte zen e in der Praxis zur Ausnahme wird. Bei
der der Arbeitszeit und der Herabſetzung der Löhne
kehrt immer die egründung wieder, daß wirtſchaftliche Notwendig-
keiten und die Wiedergewinnung der Konkurrenzfähigkeit auf den
Auslandsmärkten die deutſche Induſtrie zur Ausdehnung des
Arbeitstags und Niedrighaltung der Löhne zwinge. Dieſe Argu
mente hat ſich auch der Reichsarbeitsminiſter zu eigen gemacht, ſo
daß es nicht verwunderlich iſt, wenn dieſe bei Fällen von Schieds-
ſprüchen eine entſcheidende Rolle ſpielen. Entſprechend dieſer Auf-
faſſung hat übrigens vor kurzem der deutſche Vertreter in einer
Sitzung des Jnternationalen Arbeitsamts in Genf eine Erklärung
abgegeben, daß Deutſchland die Aufhebung der Waſhingtoner Kon
vention über den Achtſtundentag nur ſo lange in Anſpruch nehme,
als die gegenwärtige ſchlechte Lage Deutſchlands anhält.

Wenn es ſich in beſtimmten Notfällen zur Behebung von Stö-
rungen im Wirtſchaftsleben und Warenumlauf handelt, haben ſich
die Gewerkſchaften bereit erklärt, durch befriſtete tarifliche Ab
machungen den Achtſtundentag zu überſchreiten. Sie haben aber
ſtets betont, daß dadurch die kriſenhaften Erſcheinungen im Wirt
ſchaftsleben und die Hebung der Konkurrenzfähigkeit und Pro
duktivität der deutſchen Wirtſchaft nicht erreicht werden kann,
ſondern r vor allem die Jntenſivierung und Rationali-
ſierung im Produktionsprozeß durch Moderniſierung des Produk-
tionsapparats und der Arbeitsmethoden notwendig iſt. Davon
wollen aber die deutſchen Unternehmer nichts wiſſen, weil ſie
nicht neues Kapital in ihre Betriebe ſtecken wollen und eine betrieb
liche Umorganiſierung in der Produktion vornehmen müßten.
Solange ſie aber Ausſicht haben, durch niedrige Löhne und lange
Arbeitszeit die nur in wenigen Fällen die tägliche Arbeits
leiſtung des. Arbeiters erhöht ihre Profitmacherei zu betreiben,
werden ſie auch einen inneren techniſchen Aus- und Neubau ihrer
Betriebe unterlaſſen. Es beſtätigt ſich auch hier wieder, daß
niedrige Löhne das größte Hemmnis für den techniſchen Fortſchritt
im Produktionsprozeß und für Einführung einer rationellen Ar
beitsweiſe ſind.

Wiederholt iſt ſchon nachgewieſen worden, wie auch vom volks
wirtſchaftlichen Standpunkt es verkehrt iſt, die Löhne niedrig-

uhalten und die Arbeitsweiſe zu verlängern. Neben der Schwä
jung der inneren Kaufkraft, die ein weſentlicher Faktor für die

wirtſchaftliche Konjunktur iſt, werden bei längerer Arbeitszeit und
relativ verminderter Arbeitsleiſtung die Produktionskoſten erhöht,
denn eine neun oder zehnfſtündige Arbeitszeit erfordert Mehr
ousgaben an Licht, Feuerung und ſonſtigen Unkoſten des Arbeits-
prozeſſes. Außerdem vermindert ſich bei den durch die lange Ar
beitszeit ermüdeten Arbeitern nicht nur die Menge, ſondern auch
die Qualität des Arbeitsprodukts. Solchen Erwägungen können
ſich auch objektiv denkende bürgerliche Volkswirtſchaftler nicht ver
ſchließen. So ſchreibt die Frankfurter Zeitung vom
2. Februar in ihrem Handelsteil: ß„Rationgliſierung in der Verwendung der Arbeitskräfte bedingt
in vielen Fällen Entlaſſungen, aber ſie iſt keineswegs gleich
bedeutend mit einem Raubban an den beſchäftigten Arbeitskräften.
Wenn heute manche Betriebsleiter von Bank-, Handels und Jn
duſtrieunternehmungen ihre ganze Kunſt darin erblicken, Löhne und
Gehälter herabzudrücken, oft unter die Einkommensgrenze für ein
menſchenwürdiges Daſein, und die Arbeitszeit zu verlängern, oft
über das Maß hinaus, das beſte Arbeitsleiſtungen ermöglicht, ſo
iſt das privatwirtſchaftlich und volkswirtſchaftlich kurzſichtig. Es
mag dies Verfahren bei der augenblicklichen Lage der ſozialen
Machtverhältniſſe am bequemſten erſcheinen, aber es iſt auf die
Dauer keinem Betriebe von Nutzen, wenn er die Menſchenökonomie
vernachläſſigt. Mit unterernährten und verdroſſenen Arbeitern
und Angeſtellten wird die Rationaliſierung der Arbeit, die Quali-
tätsleiſtung, die zur Konkurrenzfähigkeit gehört, nicht erreicht. Ge
i es kann nicht oft genug betont werden. daß wir nach dem
Billionenrauſch nicht bei der Goldmarkrechnung ſtehenbleiben
dürfen, ſondern zur Pfennigkalkulation zurück müſſen Aber die
Erſparniſſe ſind nicht einſeitig auf den Lohn. und Gehaltskonten
zu ſuchen. Einſchränkung, ja unter Umſtänden vorübergehender
Verzicht auf die Gewinnquoten iſt in den Zeiten der Kriſe oft auf
lange Sicht die beſte Geſchäftspolitik. Vor allem aber müſſen Er-
ſvarniſſe durch Verbeſſerung der Produktions- und Abſatzmethoden,
durch Ausmerzung aller Luxusunkoſten und womöglich durch Ver-
mehrung der Umſätze und Beſchleunigung der Umſchläge erzielt
werden. Es iſt lehrreich für deutſche Kaufleute und Jnduſtrielle,
in den Erinnerungen des amerikaniſchen Autokönigs Henry
Ford zu leſen, wie es ſeiner Fabrik ſtändig gelungen iſt, die Ver-
kaufspreiſe zu ermäßigen, ohne die Löhne herabzuſetzen. Lehrreick
auch zu hören, wie er Betriebsmittelmangel aus eigenen Kräften
durch Verminderung von Lagerbeſtänden und Beſchleunigung von
Arbeitsprozeſſen ohne Bankenhilfe überwunden hat. „Man muß
Gehirn inveſtieren“ iſt ein Schlagwort Fords. Da icken
allein erfordert im Augenblick bei uns wohl am wenigſten Giehirn.

Auch dieſe volkswirtſchaftliche Belehrung eines angeſehenen
bürgerlichen Blattes wird bei den deutſchen Unternehmern taube
Ohren finden, die ſich in ihrem Streben nach Lohnagbbau und Ar
beitszeitaufbau der hohen Gönnerſchaft der in engbegrenzten Ge
ſichtskreiſen ſich bewegenden Reichsregierung erfreuen.

Und immer wieder Arbeitsnachweis des „„Stahlhelm“.
Nachdem im vorigen Jahre die ohne Genehmigung des Landes-

arbeitsamtes SachſenAnhali eingerichtete Arbeitsvermittlungs-
ſtelle des Stahlhelms durch das Landesarbeitsamt aufgelöſt
und der ſpätere Antrag des Stahlhelms auf Genehmigung des
Arbeitsnachweiſes abgelehnt worden war, hatte ſich der Stahl-
helm hartnäckig, wie er iſt beſchwerdeführend anden Ausſchuß für Fachabteilungen und nichtgewerbsmäßige Ar
beitsnachweiſe bei der Reichsarbeitsverwaltung ge
wandt.

Wie uns mitgeteilt wird, hat auch die Reichsarbeitsverwaltung
dieſe dummdreiſte Beſchwerde zurückgewieſenl!

Wir ſind nicht Optimiſten genug, um anzunehmen, daß der
Stahlhelm ſich ob dieſer Zurückweiſung ſeiner Beſchwerde nunmehr
in Sack und Aſche hüllen und ſeine als gutes Mittel zum üblen
Zweck dienende Arbeitsvermittlung einſtellen wird. Wir glauben
vielmehr, daß ſein Arbeitsnachweis zunächſt luſtig weiterflorieren
wird, was bei den bekannten Sympathien, die ſich der Stahlhelm
von Unternehmerſeite zu erfreuen hat. ja nicht weiter verwunder-
lich wäre. Pflicht aller frei gewerkſchaftlichen Arbeitnehmer und
Betriebsräte iſt es, die Augen aufzumachen und den Stahlhelm bei
ſeinen ungeſetzlichen Arbeitsvermittlungen ohne Zaudern auf die
Fin zu klopfen, was am beſten dadurch geſchieht, daß unver
züglich die zuſtändige Gewerkſchaft alarmiert wird. Nur ſo
wird es möglich ſein, die von Unternehmerſeite unter Aſſiſtenz des
Stahlhelms oft mit brutalſtem Terrorismus ins Werk geſetzte
„Säuberungsaktion“ der Betriebe danebengelingen zu laſſen. m.

GVetter-Gerauſage

Dienstag: Abwechſelnd heiteres und wolkiges Froſtwetter, teilweiſe
geringer Schnee.

Mittwoch Wolkiges, etwas gelinderes Wetter, ſrrichweiſe etwas
MWiederſchläge, zeitweiſe etwas aufgeheitert.

ind aber eine Reihe Ausnahme-

Das Lohndrücken
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Unter noch nie dageweſener S fand am Sonntag im

Linie der Streit um die
poli Haltung Redaktion war. der zur Einr j lkaments drängte, ſondern viel
de Streitfragen ſowie die Aufſtellunger Reichs i g machte. der aufgeworfene Gedanke „Was will die ition?“ in der Partei
genoſſenſchaft Widerhall gefunden hat, die voraufgegangenen
Unterbezirkskonferenzen bewiefen, zeigte vor allem aber die geſtrige
Tagung. Aus den entfernteſten Winkeln unſeres Bezirks, aus dem
Bockwitzer Ländchen, waren nicht nur die Delegierten, ſondern auch
Gäſte in großer Zahl erſchienen, um aus dem Munde einer führen-
den Perſönlichkeit zu hören, welche Wege diejenigen Parteigenoſſen
weiſen, die mit der bisherigen offiziellen Parteipolitik nicht ein
verſtanden ſind. Man darf wohl ſagen, daß dieſe Genoſſen ihre
Reiſe zum diesmaligen Bezirksparteitag nicht zu bereuen brauchten.
Um 110 Uhr wurde die Tagung durch einen HKampfgeſang Uth-
manns, vorgetragen von dem „Freien Sängerchor“, recht ſtim
mungsvoll eingeleitet. Namens des Vorſtandes des Ortsvereins
Halle begrüßte Gen. Petersdorff die Delegierten des Bezirks-
parteitags, wobei er die Hoffnung gausſprach, daß die Verhand
lungen vom Geiſte der Kameradſchaft getragen ſein möchten.
Nachdem die Sängerſchar den Kegelſchen Weckruf an die Proletarier
aller Länder ebenſo wuchtig wie den „Sturm“ zum Vortrag ge
bracht hatte, eröffnete der Bezirksvorſitzende Genoſſe Frang
Peters die Taqung. Die Beratungen ſollen dazu angetan ſein,
zu prüfen, welche Waffen wir anwenden müſſen, um im Kampfe
mit der mächtig anwachſenden Reaktion ſiegreich beſtehen zu, können.
Die Tagung ſoll den Auftakt bilden zu einer neuen
Aera der Partei, ſie ſoll beſtimmt ſein, das Vertrauen der
Maſſen neu zu ſtärken. Genoſſe Peters ſprach den dringenden
Wunſch aus, daß die Auseinanderſetzungen über die Taktik der
Partei in ſachlichſter Weiſe ausgetragen werden möchien.

Genoſſe Ludwig (als Vertreter des Parteivorſtandes) ſchloß
ſich dem Wunſch an. Er überbrachte die herzlichſten Grüße der
Zentralinſtanzen, deren ſehnlichſter Wunſch es ſei, daß die Zeiten
der Referenten und Korreferenten in der Partei endgültig vorbei
ſein möchten.

Zur Vorberatung der Kandidatenliſte für die Reichstags
wahlen wurde eine fünfgliedrige Kommiſſion gewählt. der auch
die Vrüfung der Mandate obliegen ſolle. Dieſer Kom-
miſſion gehörten an die Genoſſen Anſorge (VPieſteritz), Rie-
necker (Merſeburg), Scheller (Zeis), Saupe (Eilenburg)
und Böttge Eisleben).

Zum erſten Punkte der Tagesordnung
„Die politiſche Lage und die Taktik der Partei“

erhielt hierauf die Genoſſin Tony Sender Frankfurt a. M.)
das Wort. Sie bemerkte einleitend, daß man ſich bei Beurteilung
der Streitigkeiten in der Partei zunächſt über ihre Urſachen und
ihr Weſen klar ſein müſſe. Die Geſchichte iſt eine Epoche von
Klaſſenkämpfen. Wir nähern uns dem entſcheidenden Ringen
zwiſchen Proletarigt und Bourgeviſie. Die Geſchichte lehrt, daß
nicht nur auf dem Wege der Evolnutionen das Ziel des Proletarigis
erreicht werden kann. Es hat keinen Zweck, auf die Großmut der
Gegner zu hoffen. Noch niemals hat eine herrſchende Klaſſe frei-

illig auf ihre Pripilegien verzichtet. Die augenblickliche Situg-
tion iſt der ſprechendſte Beweis dafür. Sowie die gegneriſche
die Möglichkeit dazu hat, wird ſie fofort mit rückſichtsloſeſter
Brutalität gegen die niedergedrückte Arbeiterklaſſe vorgehen.
balb müſſen wir als proletariſche Politiker heſtrebi ſein. auf
Boden des Klaſſenkampfes mit ebenſo rückſichtsloſer Konſequenz
den Kampf zu führen.
Frage, worauf ſich die Macht der herrſchenden Klaſſe
ſtützt. Ausgehend von der Ermordung Rathenaus, die uns die
Vereinigung der ſozialiſtiſchen Parteien gebracht hat, ließ ſie die
Zeitgeſchehniſſe Revue paſſieren. Gewiß kann man nicht die Führer
chein für den Verlauf der Dinge verantwortlich machen, weil
letzten Endes die Führer von den Maſſen beſtimmt werden. Leider
iſt aber zu keiner eit der Ruf an die Maſſen ertönt, wo dieſe dem
Rufe nicht gefolgt wären. Was haben wir mit der Kampfesbereit-
ſchaft der Maſſen getean? Wie ſie verwertet? Der Stagaisgerichts-
hof mit ſtarkem bürgerlichen Einſchlag war die Liquidation des
revolutionären Klaſſenkampfgedankens. Warum ſchreckte man
damals zurück? Hätte man damals den Reichstag neugcwählt,
dann wäre der Erfolg der Vereinigung zweifellos größer geweſen.
Die Kampfesreihen ſind jetzt infolge der zahlreichen Enttänſchungen
geſchwächt deshalb ſind wir in dieſe Situation gekommen! Statt
Klaſſenkampf hat man ſich auf Kompromiſſe
eingelaſſen. Rednerin zitiert das von widerlichſtem Byzanti-
nismus nur ſo ſtrotzende Begrüßungsſchreiben der Deutſchen
Volksvartei an den ehemaligen Kronprinzen gelegentlich ſeiner
Riſckkehr nach Deutſchland und bemerkt unter allſeitiger Zu-
ſtimmung, daß es ein Unding ſei, mit dieſer durch und durch mon-
archiſtiſchen Partei die Republik zu ſchützen. Die Maſſen ſeien
gründlich enttänſcht worden und die erhofften Einigungserfolge
blieben aus. Auf der anderen Scite mußte man ganz genau, was
es bedeutet, wenn die eben geeinte Partei ſich in ſchärfſte Oppo-
ſitions ſtellung begehen hätte. Die Rednerin unterzog hierauf die
Stellung der Partei zum Kabinett Cuno und der von dieſem
Fetriebenen Ruhrpolitik einer eingehenden Kritik, wobei ſie be
merkte, daß man nicht mit Menſchen eine Einheitsfront bilden
diirfe, die. wenn ſie an der Macht wären, zu den allerſchärfſten
Jmperialiſten ſich ausbilden. Der Ruf der Maſſen nach dem viel
zu ſpät erfolgten Sturz der Regierung Cuno hatte nicht den
Sinn. die Verantwortung ſich ſelbſt aufzulegen.. Es kam die Aera
Streſemann. Wir ſollten aus den Opfern, die wir als Partei aus
außenpolitiſchen Gründen gebracht haben, gelernt haben. Erſt
fürchteten wir die Dolchſtoßlegende und haben ſie dann doch
auf uns genommen. lediglich aber nur, um jener lügenhaften
Propaganda neue Nahrung zuzuführen. Die Sozialdemokratie
ſei an allem ſchuld. Schritt für Schritt iſt die Partei im Kabinett
Streſemann zurückacwichen und hat immer mehr Zugeſtändniſſe
gemacht, was die Deutſche Volkspartei immer dreiſtere Forde-
rungen zu ſtellen ermunterte. Das bedentet eine Erſchwerung des
Kampfes, den fetzt namentlich die Gewerkſchaften zu führen haben.
Die Bourgeoiſie wollte durch das Mittel der Jnflation zunächſt
ſich bereichern, in der Hauptſache aber, die Kampfeskraft der Ar
beiterklaſſe zerſchlagen. Wir können nicht behauvten, daß es den
Gegnern nicht gekungen iſt. Die Einſtelkung der Arbeiterklaſſe zur
Republik unterfuchend, ſtellte ſie feſt, daß die Maſſe ſich nur für
die Republik begeiſtern könnte, wenn ſie ſehe, daß ihre Intereſſen
in der Republik auch gewahrt werden. Durch die Zuſtimmung zu
den Ermächtigungsgeſetzen geſchieht dies nicht! Eingehend er
örterte die Rednerin die Auswirkungen diefer die Demokratie
zerſchlagenden Geſetze, von denen ſie ſagte, ſie richten ſich aus
ſchließlich gegen das Proletariat. Jmmer weitere Verſtärkung dergneriſchen Klaſſe iſt vie Jrigerft Zuſtimmung Schützt man die

epublik. wenn man durch hängung des Belagerungs-
zuſtandes die ganze Macht einem General in die Hand ſpielt?
War man wirklich ſo naiv, zu glouben, daß der Belagerungs-
zuſtand etwa gegen das rebellierende Bahern angewendet wird?
Einem Politiker iſt es nicht geſtattet, naiv zu ſein. Das iſt eine
ſchwere Sünde. Jm weiteren Verlauf ihrer Ausführungen be-
ſchäftigte ſich die Genoſſin Sender mit den Ereigniſſen in Sachſen
und Thüringen und kam zu dem Ergebnis daß man trotz trübſter
Erfahrungen ſcheinbar immer noch nie gelernt hat. Der Re-
gierung Mar x bat man noch größere Vollmachten erteilt. obwohl
man witßte, daß ihre Zuſammenſetzung noch weit regktionärer iſt
Rednerin meinte, ſie habe immer noch geglaubt, daß die Sozial
demokratie nicht auf ihre Jdeale verzichtet habe
Unſere Aufgabe muß ſein, die Entwicklung der Dinge zu beſchleu
nigen. Ein zweites Verſagen in der Geſchichte würde verhängnis
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Genoſſin Sender unterſuchte dann die
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w. e 5voll ſich auswirken und uns auf Jahrzehnte zurückverfen. Wir
ren die Maſſen nicht geſammelt zum r Die Freg wachden Erfolgen der bisherigen n ann nur in ungünſti-
gem Sinne beantwortet werden. kommt nicht darauf an, ob
R itiwrgut treibt, ſondern wie man ſie betreibt. Unter
3 rung eines Satzes aus dem Wahlaufrufe des Parteivorſtands

die Rednerin, daß man es unterlaſſen habe, die außen
parlamentariſchen Kräfte mobil zu machen.

Kvalitionspolitik zerreißt unſere Reihen
und ſchwächt uns dadurch! Welche Erfolge haben wir mit der
bisher betriebenen „Realpolitik“ erzielt? Sie ſind nicht nach
zuweiſen!. Wenn die Ausſicht beſteht, daß durch Verzicht auf Kog
kitionspolitik die Maſſen zum gemeinſamen Handeln zuſammen
gefaßt werden können dann ſoll man das der berühmten Real
politik vorziehen. Wir ſind bereit, von der Vergangenheit zu
ſchweigen, wenn man auch auf der anderen Seite bereit iſt, die
Bilanz der Politik der Vergangenheit zu ziehen! Wir müſſen uns
die Hände reichen (Bravo!), wir müſſen alles einſetzen, um Ver
lorenes wiederzugewinnen. Nicht durch gemeinſames Handeln mit
dem Klaſſengegner kommen wir zum Ziel! Es iſt notwendig daß
die Mehrheit etwas mehr Verſtändnis und etwas mehr Duldſam-
keit an den Tag legt. Das bekannte Materisl gegen die angeblich
organiſierte Oppoſition einer kritiſchen Betrachtung unterziehend,
ſtellte Genoſſin Sender feſt, daß die Merkmale dieſer Organiſation
weit eher auf der recht en Seite der Partei erkennbar ſeien Nur
hat man ſich da mit einer milden Verwarnung begniſgt; da war
von dem Bannſtrahl nichts zu ſpüren. Schutz der Minderheit in
der Partei, die morgen vielleicht ſchon die Mehrheit ſein kann, muß
verlangt werden. Gebt uns Meinungsfreiheit! Wo
geiſtiges Leben iſt, iſt auch ganz naturgemäß Meinungsverſchieden
heit, die geachtet werden muß. Anders kommen wir nicht weiter!
Wollen wir beſtehen, dann müſſen wir handeln nach der Deviſe:
Zurück zum Klaſſenkampf! EEStarker Veifall.)

Das Korreferat
hielt Genoſſe Prof. Dr. Waentig (Halle), deſſen Ausführungen
dem Sinne nach lauteten: Genoſſin Sender hat zwar reiche Kritik
an der Politik der Partei geübt, aber ebenſowenig wie andere
Redner ihrer Richtung keine Vorſchläge gemacht, wie eine andere
erfolgreichere Politik zu machen ſei. Man kann doch nicht
einfach ſagen, das beſtehende Elend ſei die Folge der Politik der
Parteimehrheit, wenn man andererſeits nicht den Nachweis er-
bringen kann, daß eine andersgeartete Politik dieſes Elend ver
hindert hätte. Genoſſin Sender kann den Beweis für das letztere
auch nicht erbringen. Sie hat es für wünſchenswert bezeichnet, daß
die Sosigldemokratiſche Partei unter Umſtänden auch zu gewalt-
kätigen Mitteln greifen müſſe. (Widerſpruch der Genofſin Sender!l)
Wir ſind auch nicht ſentimental, aber wer die Grenze zwiſchen
unſerer Taktik und der der Kommuniſtiſchen Partei vertwiſcht, muß
ſich klar über die Gefahr ſein, die darin liegt. Die Vorgänge
in Sachſen und Thüringen müſſen uns doch zeigen, daß
eine Konzeſſion an die Kommnniſtiſche Partei uns feine Anhänger
gus der Kommuniſtiſchen Partei ſchaffen. Wir ſtehen alle auf
m Boden des Kl ampfes und find auch geneigt, die
Konſequenzen zu ziehen. Die Geſckichte iſt nicht nur eine
Geſchickte der Klaſſenkämofe, ſondern nur eine Seite aller Kämpfe
in der Geſchichte. Das hat auch Marrx nicht verkannt. Genoſſin
Sender ſieht aber alles nur unter dem Geſichtswinkel des Hlaſſen-
kampfes an. Sie ſieht die Bourgeoiſie als eine einheitlich ge-
ſchloſſene reaktionäre Maſſe an, unter der kein Unterſchied beſteht,
und auf der anderen Seite betrachtet ſie auch das VProletariat als
eine einbeitlich geſchloſſene revolutionäre Maſſe. Beides iſt aber
falſch. Wir dürfen die Tatſache nicht verkennen, daß das deutſche

es einen gewaltigen Krieg verloren hat und ihm ein
Frieden aufgezwungen iſt. Wir können uns aus dem

wirtſchaftlichen Elend obne Hilfe des Auslands nicht heraushelfen.
Deshalb dürfen unſere Führer ihre Politik nicht auf theoreti-
ſchen, ſondern auf praktiſchen Fragen aufbauen. Das Aus-
land wird uns ſeine Hilfe nicht leihen, wenn nicht für Ruhe
und Ordnung und eine Stabilität unſerer politi-
ſchen Zuſtände geſorgt wird. Die ſchlimmſten Elendszuſtände
begannen dann. als die feſteſte Regierung der Erfüllungspolitik,
die Regierung Wi erledigt war. Wenn zugegeben wird, daß
eine Rechtsregierumnn die Erfüllungspolitik am ſtärkſten gefährdet,
dann muß man auch verſtehen, daß es die größte Aufgabe iſt, eine
Pechtsregierung zu verhindern. Dieſe würde ihre Macht nicht in
den Grenzen der ihr verfaſſungsmäßig zuſtehenden Rechte aus-
jiben, ſondern mit Mitteln der Gewalt die Verfaſſung ſtürzen.
Auch die Regierung der Labour Varty in England würde, wenn
ſie eine rein ſozigliſtiſche Volitik treiben würde, geſtürgt werden,
und deshalb hat ſie vorläufig ſelbſt auf die im Wahlkampfe ver
ſprochene Durchführung der Kapitalabgabe vorläufig verzichtet,
eine Forderung, die gar nicht einmal ſoziagliſtiſch, ſondern nur
proletgriſch iſt. Wir müßten doch froh ſein, daß unſere Genoſſen
ſich die Beteiligung an der Regierung ſichern. denn bei den Mehr-
heitsverhältniſſen hätten es die bürgerlichen Parteien in der Hand,
mit allen Mitteln gegen uns zu regieren. (Zuruf: Tun ſie ja
doch!) Denken wir doch an die Aera Stegerwald, die ganz
unfruchtbar war. Jn dieſer Periode vermochten wir nicht ein
eingiges wichtiges Geſetz zuſtande zu bringen, trotzdem wir Ovpo-
ſition und ſogar Obſtruktion getrieben haben., Nach
dieſer Periode hat ſich in unſerer Fraktion die Gegnerſchaft gegen
dic Koglitinsvolitik bedeutend vermindert. Es gibt auch keinen
führenden Genoſſen, der die Zurückziehung der Genoſſen Braun
und Severing aus der preußiſchen Regierung verlangt. Die
Politik der Halßheit hat bereits einmal die Geſchicke einer großen
proletariſchen Partei in Deutſchland beſicgelt. Wir wollen uns
nicht durch taktiſches Ungeſchick in eine Situation hineinſtoßen
laſſen, wo wir geſchlagen und zur völligen Ohnmacht verurteilt
werden könnten. So einfach, wie die Genoſſin Sender die Dinge
dargeſtellt hat, ſind ſie nicht. Wenn es noiwendig iſt, werden wir
cuch zu Opfern bereit ſein; aber ich erinnere an eine Rede von
Karl Marx. die er 1851 vor Arbeitern gehalten hat und wo er
ſagte: „Jhr ſollt nicht nur 20 und 50 Jahre Klaſſenkampf führen,
um die Verhältniſſe zu ändern, ſondern um euch auch ſelbſt z u
ändern Genoſſe Kunert ruft: Jſt das auch Klaſſen-
kampf Jawohl, auch das iſt ein Stück Klaſſenkampf, daß die
Arbeiter den Staat von innen kennenlernen. denn ſonſt können
ſie ihn nicht regieren. Und deshalb ſind wir Anhänger der Koa-
litionspolitik und werden es auch bleiben. (Starker Beifall.)

Hierauf erhielt Genoſſe Böttge (Eisleben) das Wort zur Er-
ſtattung des Berichts der Mandatsprüfungskommiſſion. Danach
waren anweſend 85 teilnahmeberechtigte Genoſſen, davon 57 ſtimm-
berechtigte Delegierte; der Parteivorſtand war durch den Genoſſen
Ludwig vertreten. Die Genoſſen Wenſfcheck (Merſeburg)
und Anſorge (Pieſteritz) zweifelten die Stimmberechtigung
aller 57 Delegierien an. Der Parteitag beſchloß aber mit allen
gegen 5 Stimmen. alle Mandate für gültig zu erklären.

Die Ausſprache über die Referate
wurde eröffnet durch den Genoſſen Fritz Kunert (Berlin), der
ausführte: Gerade die Wahlen in Sachſen, Thüringen und Lübeck
zwingen uns die Frage auf, ob wir nicht zu einer Aenderung
unſerer Politik kommen müſſen. Genoſſe Waentig ſagte, daß wir
nur mit Hilfe des Auslands aus dem Elend herauskommen. Da-
mit im Zuſammenhang ſteht aber doch die Steuerfrage; ohne
ſtarke Belaſtung des Beſitzes kommen wir nicht zur Löſung der
Reparationsfrage. Die Frage iſt nicht: Biſt du Kommuniſt oder
nicht?, ſondern: Wir müſſen uns auf das Kommuniſtiſche Mani-
feſt ſtützen, das den Umſturz der bürgerlichen Geſellſchaft fordert.
Wir ſind ja völlig einig in vielen Dingen, wir wollen die Beſeiti-
gung des Ausnahmezuſtands, aber auch die Beſeitigung alles deſſen
aus dem S 48 der Reichsverfaſſung, was gegen die Frejhbeit iſt.
Wir wollen auch die Beſeitigung der Verordnungen aus dem Er
mächtigun ſetz: Unſer gemeinſamer Kampfruf muß lauten:
Gegen den Kapitalismus! Gegen die Reaktion! (Lebh. Beifall.
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Genoſſe Ludwig (Berlin): Wenn man die wirtſchaftlichen
Verhäktniffe mit unſerer Taktik in Zuſammenhang bringt, dann iſt
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das ſehr efährlich. Noch gefährlicher iſt es aber, wenn man di

e S r r r nten au e an nahmungen. e re ſonen eine tverſtändrei ür eine Partei, die nicht verknöchert iſt. r de
Verhältnis mit den Kommuniſten nicht deshalb ab, weil ſie kei
ſtaatserhaltende Partei c ſondern weil ſie hinterhältig ſind unmit den ſagten V tein unſere zu vernichien trachten
(Sehr gutl!) an macht uns den Vorwurf, wir wollen nicht kämpfen. Genoffin Sender weiß es genau, e es ſtand um de
Kampfwillen der Maſſen ir ſind nicht verantwor
tungslos genug, die Maſſen in einen Kampf hineinzutreiben, deuns eine e Niederlage verhieß. Jeder Menſch muß einſehen
daß wir das Proletariat durch unſere Politik der Sonne wied
nähergebracht haben alles andere iſt Gerede. Wir müſſen un
dagegen hren, daß von einzelnen Genoſſen die teiarbe:
immer wieder gelähmt wird. Wenn wir damit Schluß mache
dann werden wir auch über andere Schwierigkeiter
hinwegkommen. (Lebh. Beifall.)

Genoſſe Lenzner (Zeitz) legte dar, daß es nur dge per
der Partei und damit das des Volksganzen iſt, von ſich di
Oppoſition bei ihrem Handeln leiten laſſe. Er verſuchte, d
Gegenſätze in der Parten auf einige knappe Formeln zu bringe
und betonte, daß es Richtungen immer gegeben habe und imme
ſolche geben werde. Das Jdeal der proletariſchen Politik müß
So in der Zuſammenfaſſung der Realpolitik in Verbindung i

em Klaſſenkampf. Auf dieſen Boden muß die Partei zurückgeführ
werden. (Beifall.)

Ein Antrag auf Schluß der Debatte, geſtellt von dem G.
noſſen Brüll (Sangerhauſen), wurde angenommen. Es foels
ten die

Schlußworte der Referenten.
Genoſſe Waentig konnte ſich, da nur zwei Diskuſſionsredne

Ausſtellungen an ſeinem Referate machten, ſehr kurz faſfen.
verbreitete ſich in der Hauptſache über den Begriff des Klaſſe
kampfes und die Bedeutung der Rentenbank im Zuſammenhang
mit der Löſung ber Währungsfrage. Die Koalition mit bürge
lichen Parteien ſei das kleinere Uebel.

Genofſin Sender verlangte, daß man die Auffaſſungen de
Oppoſition über die Parteitaktik nicht entehre und zugeſtehe, da
jeder ſein beſtes für die Partei wolle. Die Oppoſition betreibe eit
weit beſſere Realpolitik, als die Vertreter der Mehrheit. Augu
Bebel habe ſich ja auf dem Dresdener Parteitag in ziemlich de
licher Weiſe über „Diplomaten“ und Staatsmänner, ſowie üh
die Rolle ausgeſprochen, die dem Proletariat in dem Augenblick z
falle, wenn es die politiſche Macht ergreife. Alle Regierungen, di
wir ſeit dem Diktat von Verſailles gehabt haben. haben eine a
ſolut unehrliche Außenpolitik getrieben. Das Klaſſenbewußtſei
des Bürgertums wird, wie das Thüringer Beiſpiel zeigt, imme
einheitlicher. Die Bürgerlichen nehmen uns nur zu dem Zwecke i
die Koalition, um uns zu kompromittieren., (Zurufe: we
man Sündenböcke bhraucht!l) Und das iſt ihnen leider
gelungen! Wir dürfen nicht daran vorübergehen, wenn wei
Maſſen mit unſerer Politik nicht einverſtanden ſind. Wir müſſe
auf die Stimmung der Maſſen hören. Um die Maſſen wiederz
gewinnen, müſſen wir zu der altbewährten Taktik zurückgreifen, d
wir in der Vorzeit angewandt haben, dann haben wir im beſte
Sinne zur Verwirklichung des Sozialismus beigetragen. (Set
ſtarker Beifall.)

Bevor zur Abſtimmung über zwei eingereichte En
ſchließungen geſchritten wurde, zweifelte Genoſſe Wen ſche
(Merſeburg) erneut die Gültigkeit der ſämtlichen Mandate au
dem Unterbezirk Zeitz- Weißenfels an, obwohl in der am Tage
vor abgehaltenen Sitzung des Bezirkevorſtandes eine vollkomn
Einigung über den Streitfall erzielt tvorden war. Er behauptet
der Unterbezirk Zeitz habe auf Grund der verkauften Beitrag
marken zuviel Dekegierte geſchickt. Nach einigen Bemerkungen de
Genoſſen Ludwig (Berlin) ging die Konferenz über den Vo t
Weneſchecks zur Tagesordnung über. Mit 82 gegen 21 Stimme
wurde folgende Entſchließung ahgenommen:

Der Bezirksparteitag Halle- Merſeburg lehnt die von
Mehrheit der Reichstagsfraktion bisher betriebene Pol
tik ab. Der BVezirksparteitag erblickt insbeſondere in der
ſtimmung zu den Ermächtigungsgeſetzen unter der Ausſchaltn
der Demokratie die ſchwerſte Gefährdung der Pa
teiintereſſen. Er fordert für die Zukunft eine zielklar
Politik der Sammlung aller proletariſchen Kräfte a
dem Boden des Klaſſenkampfes.

Damit war eine von Dreſcher (Halle) e e Enſchließung, in der zum Ausdruck gebracht wurde, e et t
und Reichstagsfraktion in gewiſſenhafteſter Pflichterfüllung
Intereſſen des werktätigen Volkes zu wahren ſuchten, und et
Vertrauenskundgebung darſtellt, gefallen.

Aufſtellung der Reichstagskandidaten
war der nächſte Punkt der Tagesordnung. Für die Beginn d

eTagung eingeſetzte Kommiſſion berichtete ött Eileben). Einmütigkeit herrſchte darüber, d Genoſſe
Kunert wieder als Spitzenkandidat aufgeſt den ſoMeinungsverſchiedenbeit beſtand nur über e r Teite n
dritte Stelle zu ſetzenden Genoſſen. Die Debatte über dieſe wichti
Frage nahm, da binſichtlich der Reihenfolge verſchiedene Anträt
vorlagen, naturgemäß teilweiſe ziemlich erregte Formen an. D
Erregung wäre ſicher unkerblieben wenn entweder nach dem Ve
ſchlag des Vorſtandes, über jeden Kandidaten geheim abzuftimm
oder nach dem von der Kommiſſion, über eine vorgelegte Liſte pe
Akklamation zu entſcheiden, verfahren worden wäre. Nachdem ei
Antrag Thiele, die erſten drei Kandidaten Kunert, Krüger
Wackwitz durch Handaufheben zu nominieren, mit Stimmel
gleichheit abgelehnt worden war, wurde zur geheimen Wahl
ſchritten die das gleiche Ergebnis hatte. Die folgenden Genoſſe
wurden durch Zuruf in folgender Reihenfolge nominiert: Peter
Raute, Macht und Dietrich.

Der Punkt Gemeindewahlen wurde der vorgerückten e
wegen von der Tagesordnung abgeſetzt und an die Unterbezit
konferensen perwieſen. Beim Punkt „Anträge“ lag a
Antrag des Unterbezirks Zeitz vor, der vom enoſſen Berghol
ſehr treffend begründet wurde. Mit Erſtaunen nahm der Vart
tag davon Kenntnis, daß es gerade der Merſeburger Regierun—
präſident Genoſſe Berge mann iſt der durch manchmal gerade
unverſtändliche Maßnahmen die Agitarion unter der Lehrerfche
außerordentlich erſchwert. Das Schreiben, das er an einen geme
regelten Junglebrer richtete, hätte, ſo führte Bergholz aus, an
von ſeinem reaktionären Vorgänger verfaßt werden können.
gehe das nicht weiter Auch die Zentraſe der Partei muß ſich wie
mehr der Vildungsarbeit widmen. Der Antrag wurde ohne
van per angenommen.

Ueber die Preſſefrage, die eigentlich die Veranlaſſungeeernrhere Bezirksparteitages gab richtete e rig
ſitende des Preßkowmiſſion Genoſſe Jänicke. Er teilte mit
Bezirkevorſtand ſet zu der Auffaſſung gekommen, daß dieſe A

r dte e Stellungnahme auf den Unterbezirkskor

ü a ei. D Widee n er Bezirkstag nahm davon ohne Wi
m Anſchluß daran entſvann ſich, veranlaßt durch Ausführungc Genoſſin Sander Gier urze über

En wendigkeit, unter den Frauen mehr Aufklärung zu verbreite
in Vorſchlag, die Wahl der Delegierten zum Rei

ate nicht, wie es das Statut vorſchreibt, in den Unte
zirken. ſondern auf dem Bezirkstage vorzunehmen, wurde n

urzer Ausſprache abgelehnt. Die Wahl erfolgt alſo auf
Unterbegzirkstagen.

ſchloß darauf mit einem kurzen anfeuernGenoſſe Peters
Arie die Tagung, nachdem er die an anderer Stelle

ruckte Kundgebung zur einſtimmigen Annahme brine
ieß. Jn das Hoch auf die Partei ſii i Teedas Hoc ſie Partei ſtim ſie Tei rgeiſtert ein. nmten die Teilnehme
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